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Aus rechentechnischen Gründen können in Tabellen und Verweisen Rundungsdifferenzen zu den
sich mathematisch exakt ergebenden Werten (Geldeinheiten, Prozentangaben usw.) auftreten.

Anlagen Nr. Seiten

Bilanz zum 31. Dezember 2022 1 1

Gewinn- und Verlustrechnung für das Wirtschaftsjahr
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2022 2 1

Anhang für das Wirtschaftsjahr 2022 3 1 - 8

Lagebericht für das Wirtschaftsjahr 2022 4 1 - 18

Erfolgsübersicht - nach Bereichen gegliedert -
für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2022 5 1

Feststellungen im Rahmen der Prüfung nach 6 1 - 17
§ 53 Haushaltsgrundsätzegesetz

Allgemeine Auftragsbedingungen
für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften
vom 1. Januar 2017 des Instituts der Wirtschaftsprüfer
in Deutschland e.V.

sowie

Besondere Auftragsbedingungen
PKF Fasselt Partnerschaft mbB
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft
Rechtsanwälte vom 1. Oktober 2020
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1. Prüfungsauftrag

Die Betriebsleitung der

Stadtwerke Seligenstadt, Seligenstadt,
(im Folgenden auch SW Seligenstadt, Stadtwerke oder Betrieb genannt)

hat uns als den in der Sitzung der Stadtverordnetenversammlung vom 8. Februar 2021
gemäß § 27 Abs. 2 Satz 1 EigBGes Hessen gewählten Abschlussprüfer am 20. März 2023
beauftragt, den Jahresabschluss des Betriebs zum 31. Dezember 2022 (Wirtschaftsjahr vom
1. Januar 2022 bis 31. Dezember 2022) unter Einbeziehung der Buchführung und den
Lagebericht für das Wirtschaftsjahr 2022 gemäß § 27 Abs. 2 EigBGes in entsprechender
Anwendung der §§ 316 ff. HGB zu prüfen.

Der Prüfungsauftrag ist um die Prüfung nach § 53 HGrG sowie um die Prüfung der
Erfolgsübersicht erweitert.

Der Betrieb hat den Jahresabschluss nach den Vorschriften des Eigenbetriebsgesetzes für
das Land Hessen (EigBGes Hessen), in der Fassung vom 9. Juni 1989, zuletzt geändert
durch Gesetz vom 14. Juli 2016, und nach den Vorschriften des HGB aufgestellt.

Der vorliegende Bericht ist an den geprüften Eigenbetrieb gerichtet.

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die
anwendbaren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben.

Für die Ausführung dieses Auftrags und unsere Verantwortlichkeit sind, auch im Verhältnis
zu Dritten, die diesem Bericht beigefügten Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirt-
schaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften vom 1. Januar 2017 des Instituts der
Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V. (IDW), Düsseldorf, sowie unsere Besonderen
Auftragsbedingungen PKF Fasselt Partnerschaft mbB Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft Rechtsanwälte vom 1. Oktober 2020 vereinbart.
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Die Grundsätze ordnungsmäßiger Durchführung von Abschlussprüfungen i. S. d. einschlä-
gigen Prüfungsstandards des Instituts der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V. sind bei
unserer Prüfung beachtet worden. Dieser Prüfungsbericht ist unter Beachtung der
Grundsätze ordnungsmäßiger Erstellung von Prüfungsberichten (IDW PS 450 n. F.) erstellt
worden.

2. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks

Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung haben wir dem Eigenbetrieb
Stadtwerke Seligenstadt, Seligenstadt, für den als Anlagen 1 bis 3 beigefügten Jahres-
abschluss zum 31. Dezember 2022 sowie den in Anlage 4 wiedergegebenen Lagebericht
folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt:

„BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS

An die Stadtwerke Seligenstadt

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der Stadtwerke Seligenstadt - bestehend aus der Bilanz
zum 31. Dezember 2022 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Wirtschaftsjahr vom
1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2022 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstel-
lung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus haben wir den
Lagebericht der Stadtwerke Seligenstadt für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 2022 bis zum
31. Dezember 2022 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

- entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den
Vorschriften des hessischen Eigenbetriebsgesetzes i. V. m. den einschlägigen
deutschen, für große Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen
Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der
Vermögens- und Finanzlage der Stadtwerke Seligenstadt zum 31. Dezember 2022
sowie seiner Ertragslage für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 2022 bis zum
31. Dezember 2022 und
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- vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage
der Stadtwerke Seligenstadt. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht
in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den Vorschriften des Eigenbetriebs-
gesetzes Hessen sowie den einschlägigen deutschen, für große Kapitalgesell-
schaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und stellt die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Überein-
stimmung mit § 317 HGB und § 27 Abs. 2 EigBGes Hessen unter Beachtung der vom Institut
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger
Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und
Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des
Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend
beschrieben. Wir sind von dem Eigenbetrieb unabhängig in Übereinstimmung mit den
deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere
sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt.
Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und
geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum
Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und der Betriebskommission für den Jahres-
abschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses,
der den Vorschriften des hessischen Eigenbetriebsgesetzes und den einschlägigen
deutschen, für große Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in
allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter
Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigen-
betriebs vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen
Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger
Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses
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zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen
Handlungen (d. h. Manipulation der Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) oder
Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verant-
wortlich, die Fähigkeit des Eigenbetriebs zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu
beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus
sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der
Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder
rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lage-
berichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs vermittelt sowie
in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den Vorschriften
des hessischen Eigenbetriebsgesetzes und den einschlägigen deutschen, für große Kapital-
gesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt.

Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen
(Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in
Übereinstimmung mit den anzuwendenden Vorschriften des hessischen Eigenbetriebs-
gesetzes und den einschlägigen deutschen, für große Kapitalgesellschaften geltenden
handelsrechtlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.

Die Betriebskommission ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungs-
prozesses des Eigenbetriebs zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des
Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahres-
abschluss als Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen
Handlungen oder Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von
der Lage des Eigenbetriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahres-
abschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den
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Vorschriften des hessischen Eigenbetriebsgesetzes und den einschlägigen deutschen, für
große Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften entspricht und die
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen
Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum
Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass
eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 27 Abs. 2 EigBGes Hessen unter Beachtung
der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets
aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren
und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte,
dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lage-
berichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische
Grundhaltung. Darüber hinaus

- identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im
Jahresabschluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtü-
mern, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch
sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass aus dolosen Hand-
lungen resultierende wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist
höher als das Risiko, dass aus Irrtümern resultierende wesentliche falsche Darstel-
lungen nicht aufgedeckt werden, da dolose Handlungen kollusives Zusammenwirken,
Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw.
das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können.

- gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses
relevanten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts
relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die
unter den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein
Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme des Eigenbetriebs abzugeben.
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- beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen
Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden
Angaben.

- ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen
Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob
eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegeben-
heiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Eigenbetriebs zur
Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss
kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im
Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im
Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind,
unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolge-
rungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks
erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können
jedoch dazu führen, dass der Eigenbetrieb seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr
fortführen kann.

- beurteilen wir die Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt
einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrundeliegenden
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter
Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt.

- beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine
Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Eigen-
betriebs.

- führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten
zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender
geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunfts-
orientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeut-
samen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunfts-
orientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu
den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrundeliegenden Annahmen
geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige
Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen.
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Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen,
einschließlich etwaiger bedeutsamer Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während
unserer Prüfung feststellen.“

3. Grundsätzliche Feststellungen

3.1. Wirtschaftliche Grundlagen

Gegenstand des Betriebs ist die Durchführung der Trinkwasserversorgung, der Abwasser-
entsorgung, der Betrieb der Mainfähre sowie der Bau und die Unterhaltung von öffentlichen
Grünflächen, Park- und Spielanlagen, Kinderspielplätzen, Sportplätzen und Friedhöfen.

Zusätzlich nehmen die Stadtwerke Aufgaben in den Bereichen der Durchführung der
Straßenreinigung und des Winterdienstes für die Stadt, die Unterhaltung der Straßen-
beleuchtung und der elektrischen Anlagen sowie die Durchführung des technischen Betriebs
der Umweltsammelstelle wahr.

3.2. Stellungnahme zur Lagebeurteilung der gesetzlichen Vertreter

Die Betriebsleitung beurteilt die Lage des Betriebs in zusammengefasster Form wie folgt:

Die Stadtwerke Seligenstadt haben im Wirtschaftsjahr 2022 einen Jahresüberschuss von
566 TEUR erzielt. Hiervon entfallen 723 TEUR auf den Betriebszweig Abwasserbeseitigung
und 115 TEUR auf den Betriebszweig Wasserversorgung. Dagegen schließen die
Betriebszweige Mainfähre und Bauhof das Berichtsjahr mit Jahresfehlbeträgen von
230 TEUR (Mainfähre) bzw. 42 TEUR (Bauhof) ab.

Die Bilanzsumme von 38.197 TEUR ist im Vergleich zum Vorjahr leicht angestiegen
(+337 TEUR). Die Bilanz ist geprägt durch das Anlagevermögen (36.751 TEUR), welches
ebenfalls einen Anstieg zum Vorjahr verzeichnen konnte (+1.079 TEUR). Dagegen haben
sich die Forderungen um 667 TEUR verringert.

Das Eigenkapital hat sich um 780 TEUR erhöht. Dem entgegen haben sich die Sonderposten
im Wesentlichen aufgrund planmäßiger Auflösungen um 267 TEUR vermindert. Ebenso sind
die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten aufgrund planmäßiger Tilgungen um
624 TEUR zurückgegangen.
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Risiken werden von der Betriebsleitung in zukünftig steigenden Gas- und Rohstoffpreisen
gesehen, die jedoch in den Gebührenbereichen über höhere Gebühren an die Gebühren-
pflichtigen weiterbelastet werden können. Für die Bereiche Mainfähre und Bauhof werden
diese zu höheren Verlusten beziehungsweise geringeren Gewinnen führen.

Ebenso sieht die Betriebsleitung Probleme mit Lieferengpässen. Diesem Risiko wird mit
rechtzeitigen Bestellungen und langfristigen Planungen entgegengewirkt.

Zudem werden Risiken im Bereich Personal gesehen. Hier sind in den nächsten Jahren
zahlreiche Stellen aufgrund des altersbedingten Ausscheidens von Mitarbeitern neu zu
besetzen. Aufgrund des Fachkräftemangels sieht die Betriebsleitung hier das Risiko, dass
Stellen unter Umständen nur mit zeitlicher Verzögerung besetzt werden könnten.

Die Betriebsleitung sieht keine Gefährdung des Fortbestands und der zukünftigen
Entwicklung des Betriebs. Auf die Ausführungen im Lagebericht (Anlage 4) wird verwiesen.

Auf der Grundlage der von uns geprüften Unterlagen sowie der von uns im Rahmen der
Abschlussprüfung durchgeführten Analysen ergeben sich aus unserer Sicht keine Einwen-
dungen gegen die Einschätzung der Betriebsleitung zur Lage, zum Fortbestand und zu der
zukünftigen Entwicklung des Betriebs.

3.3. Feststellungen gemäß § 321 Abs. 1 Satz 3 HGB

Bei der Durchführung der Prüfung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2022 haben
wir folgenden gemäß § 321 Abs. 1 Satz 3 HGB berichtspflichtigen Verstoß gegen sonstige
gesetzliche und satzungsmäßige Regelungen festgestellt:

Die Betriebsleitung hat den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2022 nicht bis zum Ablauf
von sechs Monaten nach Ende des Wirtschaftsjahres aufgestellt (§ 27 Abs. 1 EigBGEs
Hessen).
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4. Prüfungsdurchführung

4.1. Gegenstand der Prüfung

Entsprechend § 317 HGB sind die Buchführung des Betriebs für das Wirtschaftsjahr vom
1. Januar bis 31. Dezember 2022, der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2022 und der
Lagebericht für das Wirtschaftsjahr 2022 (Rechnungslegung) Gegenstand der Abschluss-
prüfung. Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind nach den für hessische Eigenbe-
triebe geltenden gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Regelungen in der Be-
triebssatzung aufgestellt worden.

Die Prüfung ist unter Beachtung der einschlägigen gesetzlichen Vorschriften, insbesondere
der §§ 316 ff. HGB, und der vom IDW festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Abschlussprüfung erfolgt. Die Prüfungshandlungen sind, soweit sie nicht im
Prüfungsbericht dargestellt sind, in unseren Arbeitspapieren nach Art, Umfang und Ergebnis
festgehalten.

Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2
HGrG und den hierzu vom IDW nach Abstimmung mit dem Bundesministerium der Finanzen,
dem Bundesrechnungshof und den Landesrechnungshöfen veröffentlichten IDW Prüfungs-
standard „Berichterstattung über die Erweiterung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG“
(IDW PS 720) berücksichtigt.

Die Prüfung hat sich gemäß § 317 Abs. 4a HGB nicht darauf erstreckt, ob der Fortbestand
des geprüften Betriebs zugesichert werden kann.

4.2. Art und Umfang der Prüfung

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische
Grundhaltung. Weitere Einzelheiten ergeben sich aus dem unter Abschnitt 2. wieder-
gegebenen Bestätigungsvermerk.

Prüfungsschwerpunkte sind für das Berichtsjahr die Umsatzerlöse und Materialaufwendun-
gen gewesen.

An der körperlichen Vollaufnahme des Vorratsvermögens zum Jahreswechsel haben wir
nicht teilgenommen.
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Saldenbestätigungen für Lieferanten sind in Stichproben auf den Abschlussstichtag nach der
positiven Methode eingeholt worden.

Weiterhin sind von nahezu sämtlichen Kreditinstituten, mit denen die Stadtwerke
Seligenstadt im Wirtschaftsjahr 2022 in Geschäftsverbindung gestanden hat, Bestätigungen
der zum Abschlussstichtag bestehenden Salden, Unterschriftsberechtigungen und Kondi-
tionen sowie weitere Informationen eingeholt worden.  Von den Kreditinstituten, bei denen
die Stadtwerke ausschließlich Darlehen aufgenommen haben und für die keine Bestätigung
des Kreditinstituts erfolgt ist, haben uns Saldenmitteilungen zum 31. Dezember 2022 vorge-
legen.

Die Durchführung der Saldenbestätigungsaktionen ist unter unserer Kontrolle erfolgt.

Der Vorjahresabschluss zum 31. Dezember 2021 und der Lagebericht für das Wirtschafts-
jahr 2021 sind ebenfalls von uns geprüft und unter dem 2. November 2022 mit einem
uneingeschränkten Bestätigungsvermerk versehen worden. Die Zahlen zum 31. Dezember
2021 sind richtig auf das Wirtschaftsjahr 2022 vorgetragen worden.

Die gesetzlichen Vertreter und die uns benannten Mitarbeiter haben die für unsere Prüfung
notwendigen Aufklärungen und Nachweise (§ 320 HGB) vollständig und bereitwillig erbracht.
Die berufsübliche Vollständigkeitserklärung ist eingeholt worden.

5. Prüfungsfeststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung

5.1. Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen

Die Buchführung und die weiteren geprüften Unterlagen entsprechen den gesetzlichen
Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen der Betriebssatzung des Betriebs.

Die Buchführung hat während des gesamten Wirtschaftsjahres 2022 den Grundsätzen
ordnungsmäßiger Buchführung entsprochen; die aus den weiteren geprüften Unterlagen
entnommenen Informationen sind ordnungsmäßig in der Buchführung, dem Jahres-
abschluss und dem Lagebericht abgebildet.

Durch die Umstellung der Hauptbuchhaltung zum 1. Januar 2022 erfolgt die Finanzbuchfüh-
rung unter Einsatz der Software FINANZ+ der Firma DATA-PLAN Computer Consulting



3211624/40029195 11

GmbH. Die Software FINANZ+ löste damit die zuvor eingesetzt Software FIBAU 7.0, der
Firma BAUMANN Software GmbH ab.

Das Nebenbuch der Anlagenbuchführung wird durch die Schüllermann - Wirtschafts- und
Steuerberatung - GmbH unter Einsatz der Software der DATEV e. G. geführt.

Die Lohn- und Gehaltsbuchführung wird durch die Stadt Seligenstadt vorgenommen.

Die Verbrauchsabrechnungen für die Trinkwasserversorgung und Abwasserentsorgung
werden unter Einsatz der Software FINANZ+ der Firma DATA-PLAN Computer Consulting
GmbH abgewickelt.

Es sind von uns im Rahmen der Prüfung keine Feststellungen getroffen worden, die dagegen
sprechen, dass die vom Unternehmen getroffenen organisatorischen und technischen
Maßnahmen geeignet sind, die Sicherheit der rechnungslegungsrelevanten Daten und der
hierfür eingesetzten IT-Systeme zu gewährleisten.

5.2. Jahresabschluss

Im Jahresabschluss des Betriebs zum 31. Dezember 2022 sind in allen wesentlichen
Belangen alle für die Rechnungslegung geltenden gesetzlichen Vorschriften einschließlich
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung, alle größenabhängigen, rechtsform-
gebundenen oder wirtschaftszweigspezifischen Regelungen beachtet worden.

Die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung sind ordnungsmäßig aus der Buchführung
und den weiteren geprüften Unterlagen abgeleitet worden; die einschlägigen Ansatz-,
Ausweis- und Bewertungsvorschriften sind in allen wesentlichen Belangen beachtet worden.

Der Anhang ist klar und übersichtlich und enthält die erforderlichen Angaben. Die auf die
Posten der Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung angewandten Bilanzierungs- und
Bewertungsmethoden und die sonstigen Pflichtangaben, insbesondere gemäß §§ 284 ff.
HGB und § 25 EigBGes Hessen, sind vollständig und zutreffend in den Anhang aufge-
nommen.

Der Betrieb hat zulässigerweise die Berichterstattung im Anhang unter Bezugnahme auf
§ 286 HGB in folgenden Punkten eingeschränkt:
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Die in § 285 Nr. 9 Buchstabe a und b HGB verlangten Angaben über die Gesamtbezüge der
Betriebsleitung sind zu Recht gemäß § 286 Abs. 4 HGB unterlassen worden, da sich anhand
dieser Angaben die Bezüge eines Mitglieds dieses Organs feststellen ließen.

5.3. Lagebericht

Der Lagebericht entspricht in allen wesentlichen Belangen den gesetzlichen Vorschriften.

6. Gesamtaussage des Jahresabschlusses

Der Jahresabschluss der Stadtwerke Seligenstadt zum 31. Dezember 2022 vermittelt
insgesamt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage (§ 321
Abs. 2 Satz 3 HGB).

Zu den Bewertungsgrundlagen wird auf die Ausführungen zu den Bewertungsmethoden im
Anhang (Anlage 3) wird verwiesen.

Gegenüber dem Vorjahresabschluss zum 31. Dezember 2022 hat es keine Änderungen bei
den Bewertungsgrundlagen mit wesentlichem Einfluss auf die Gesamtaussage des Jahres-
abschlusses, d. h. auf das vom Jahresabschluss vermittelte Bild der Vermögens-, Finanz-
und Ertragslage, gegeben.
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7. Feststellungen zu Erweiterungen des Prüfungsauftrags

Unser Prüfungsauftrag hat sich auch auf die Prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse und
der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung gemäß § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 HGrG
erstreckt.

Die im Gesetz und in dem einschlägigen IDW Prüfungsstandard IDW PS 720 geforderten
Angaben zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen
Verhältnisse haben wir in Anlage 6 zusammengestellt.

Nach unserem Ermessen sind die Geschäfte mit der erforderlichen Sorgfalt und in Überein-
stimmung mit den einschlägigen handelsrechtlichen Vorschriften und den Satzungsbe-
stimmungen geführt worden.

Unsere Prüfung, die keine Gesamtbeurteilung über die Betriebsleitung darstellt, hat keine
Anhaltspunkte ergeben, die nach unserer Auffassung Zweifel an der Ordnungsmäßigkeit der
Geschäftsführung begründen könnten.

Ferner hat die Prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse nach unserem Ermessen keinen
Anlass zu Beanstandungen ergeben.

Die Prüfung der Erfolgsübersicht gemäß § 27 Abs. 2 Satz 3 EigBGes Hessen hat ebenfalls
keinen Anlass zu Beanstandungen ergeben.
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8. Schlussbemerkung

Den vorstehenden Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses zum 31. Dezem-
ber 2022 (Bilanzsumme 38.196.577,43 EUR; Jahresüberschuss 566.185,18 EUR) und des
Lageberichts für das Wirtschaftsjahr 2022 der Stadtwerke Seligenstadt haben wir in
Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vorschriften und den Grundsätzen ordnungsmäßiger
Erstellung von Prüfungsberichten (IDW PS 450 n. F.) erstattet.

Duisburg, den 22. Dezember 2023

PKF Fasselt
Partnerschaft mbB

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft

Rechtsanwälte

          

Lickfett Büchtmann
Wirtschaftsprüferin Wirtschaftsprüferin
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Stadtwerke Seligenstadt
Seligenstadt

Bilanz zum 31. Dezember 2022

A k t i v s e i t e Vorjahr P a s s i v s e i t e Vorjahr
EUR EUR EUR EUR

A. Anlagevermögen A. Eigenkapital

I. Immaterielle Vermögensgegenstände I. Stammkapital 1.750.000,00 1.750.000,00
Entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte II. Rücklagen
und ähnliche Rechte und Werte sowie 1. Allgemeine Rücklagen 500.000,00 500.000,00
Lizenzen an solchen Rechten und Werten 29.385,00 29.264,00 2. Zweckgebundene Rücklagen 26.133.809,49 25.095.217,97

III. Gewinn/Verlust
II. Sachanlagen Gewinn des Vorjahres 824.450,53
1. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte Zuführung zu den Rücklagen -1.066.300,52

mit Betriebs-, Geschäfts- und anderen Bauten 11.187.577,00 11.509.243,00 Entnahme aus den Rücklagen 27.709,00
2. Bauten auf fremden Grundstücken 1.787,00 2.012,00 Verlustausgleich durch die Stadt 214.140,99
3. Verteilungs- und Entsorgungsanlagen 20.445.606,00 20.728.501,00 0,00
4. Fahrzeuge für Personen- und Güterverkehr 51.072,00 72.909,00 Jahresgewinn 566.185,18 824.450,53
5. Betriebs- und Geschäftsausstattung 1.512.929,00 1.410.933,00 28.949.994,67 28.169.668,50
6. Anlagen im Bau 2.825.649,61 1.221.839,51

36.024.620,61 34.945.437,51 B. Sonderposten für erhaltene Investitionszuschüsse 2.313.100,00 2.579.877,00
III. Finanzanlagen

Beteiligungen 697.475,74 697.475,74 C. Rückstellungen
36.751.481,35 35.672.177,25 Sonstige Rückstellungen 840.868,00 1.026.883,00

B. Umlaufvermögen D. Verbindlichkeiten
I. Vorräte

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 125.386,20 151.629,95 1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 4.463.876,66 5.087.750,19
davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr

II. Forderungen und sonstige Vermögens- 522.724,61 EUR (Vorjahr 633.114,98 EUR)
gegenstände 2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 671.237,14 331.066,00

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 734.559,07 646.362,06 davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr
2. Forderungen an die Stadt 329.139,94 1.084.182,72 671.237,14 EUR (Vorjahr 331.066,00 EUR)
3. Sonstige Vermögensgegenstände 135.842,34 51.420,29 3. Verbindlichkeiten gegenüber der Stadt 412.354,65 210.394,73

1.199.541,35 1.781.965,07 davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr
III. Kassenbestand, Guthaben bei 412.354,65 EUR (Vorjahr 210.394,73 EUR)

Kreditinstituten und Schecks 120.168,53 253.438,29 4. Sonstige Verbindlichkeiten 545.146,31 453.571,14
1.445.096,08 2.187.033,31 davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr 6.092.614,76 6.082.782,06

545.146,31 EUR (Vorjahr 453.571,14 EUR)
davon aus Steuern
30.417,19 EUR (Vorjahr 42.351,04 EUR)

38.196.577,43 37.859.210,56 38.196.577,43 37.859.210,56
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Stadtwerke Seligenstadt
Seligenstadt

Gewinn- und Verlustrechnung für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2022

Vorjahr
EUR EUR

1. Umsatzerlöse 9.016.249,03 9.135.476,42
2. Andere aktivierte Eigenleistungen 39.285,40 31.108,24
3. Sonstige betriebliche Erträge 77.802,75 120.889,96
4. Materialaufwand

a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und
Betriebsstoffe und für bezogene Waren 1.352.363,44 1.006.183,41

b) Aufwendungen für bezogene Leistungen 1.219.940,34 1.469.195,22
2.572.303,78 2.475.378,63

5. Personalaufwand
a) Löhne und Gehälter 2.469.102,20 2.425.552,33
b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für

Altersversorgung und für Unterstützung 741.919,02 734.701,35
davon für Altersversorgung 201.917,81 EUR 3.211.021,22 3.160.253,68
(Vorjahr 201.909,97 EUR)

6. Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegen-
stände des Anlagevermögens und Sachanlagen 2.025.658,61 2.030.247,31

7. Sonstige betriebliche Aufwendungen 687.302,70 698.602,08
8. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 319,32 0,00
9. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 61.823,36 74.761,80

10. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 575.546,83 848.231,12
11. Sonstige Steuern 9.361,65 9.176,65
12. Verlustvortrag 0,00 -14.603,94
13. Jahresüberschuss 566.185,18 824.450,53

Anlage  2
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Stadtwerke Seligenstadt
Jahresabschluss zum 31. Dezember 2022

Anhang für das Wirtschaftsjahr 2022

I. ALLGEMEINE ANGABEN ZUM JAHRESABSCHLUSS UND ZU DEN BILANZIERUNGS-
UND BEWERTUNGSMETHODEN

Die Stadtwerke Seligenstadt sind ein Eigenbetrieb der Stadt Seligenstadt ohne eigene Rechts-
persönlichkeit.

Auf den Jahresabschluss der Stadtwerke Seligenstadt zum 31. Dezember 2022 werden gemäß
§ 22 EigBGes die Vorschriften der Rechnungslegung für große Kapitalgesellschaften angewen-
det. Bei der Gliederung von Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung wurden die Formblattvor-
schriften des Eigenbetriebsgesetzes beachtet.

Der Ansatz und die Bewertung der Aktiva und Passiva erfolgen nach den für alle Kaufleute gel-
tenden Grundsätzen sowie den ergänzenden Vorschriften für Kapitalgesellschaften des Handels-
gesetzbuches.

Im Jahresabschluss zum 31. Dezember 2022 sind die immateriellen Vermögensstände des An-
lagevermögens sowie das Sachanlagevermögen zu Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten, ver-
mindert um planmäßige Abschreibungen, bewertet. Die Abschreibungen wurden nach Maßgabe
der steuerlich zulässigen Sätze vorgenommen, die auch handelsrechtlich nicht zu beanstanden
sind. Die Abschreibung auf Sachanlagevermögen erfolgt hierbei grundsätzlich unter Anwendung
der linearen Abschreibungsmethode. Die Abschreibung erfolgt im Anschaffungsjahr monatsge-
nau (pro rata temporis). Geringwertige Anlagegüter mit Anschaffungskosten zwischen
EUR 150,00 und EUR 1.000,00 werden einem Sammelposten zugeführt und über 5 Jahre abge-
schrieben.

Bei den Finanzanlagen handelt es sich um die Mitgliedschaft beim Abwasserverband Schleif-
bach, die in Anlehnung an die Vorschriften des § 59 Abs. 4 GemHVO und der Ziffer 10 der dazu
erlassenen Hinweise mit dem anteiligen Eigenkapital der jeweiligen Verbände zum Zeitpunkt der
Einlage am 31. Dezember 2008 bewertet wurden.

Die Vorräte sind mit den fortgeschriebenen durchschnittlichen Einstandspreisen abzüglich Skonti
und Rabatten bewertet. Das Niederstwertprinzip wird beachtet.
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Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände sind mit dem Nennwert angesetzt.
Zweifelhafte Forderungen wurden einzelwertberichtigt. Auf Forderungen wurden zur Berücksich-
tigung des allgemeinen Kreditrisikos Pauschalwertberichtigungen vorgenommen.

Soweit Ausleihungen, Forderungen und Verbindlichkeiten gegenüber der Stadt bestanden, sind
diese Beträge in der Bilanz unter gesonderten Posten ausgewiesen.

Die Bilanzierung des Eigenkapitals erfolgt zu Nennwerten.

Die erhobenen Anschlussbeiträge und -kostenersätze werden einem Sonderposten für erhaltene
Investitionszuschüsse zugeführt. Die Auflösung erfolgt korrespondierend zur Nutzungsdauer des
entsprechenden Anlagevermögens.

Die sonstigen Rückstellungen werden in Höhe des nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung
notwendigen Erfüllungsbetrages angesetzt.

Verbindlichkeiten sind mit dem Erfüllungsbetrag bilanziert.

II. ERLÄUTERUNGEN ZU DEN POSTEN DER BILANZ UND DER GEWINN- UND VERLUST-
RECHNUNG

Anlagevermögen

Die Aufgliederung und Entwicklung des Anlagevermögens mit den Anschaffungskosten und den
kumulierten Abschreibungen gemäß § 25 Abs. 2 EigBGes stellen sich wie folgt dar:



Entwicklung der Anschaffungswerte Entwicklung der Abschreibungen Kennzahlen

Anfangsstand Zugang Abgang Umbuchung Endstand Anfangsstand Abschreibungen
des Wirt-

schaftsjahres

Angesammelte
Abschreibungen

auf die in
Spalte 4

ausgewiesenen
Abgänge (./.)

Endstand am Ende des
Wirtschafts-

jahres

am Ende des
vorange-
gangenen

Wirtschafts-
jahres

Durchschn.
Abschrei-

bungs-
satz

Durchschn.
Rest-
buch-
wert

EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR v. H. v. H.
I. Immaterielle Vermögensgegenstände

Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte

Lizenzen an solchen Rechten und Werten 521.453,68 6.528,22 17.956,44 0,00 510.025,46 492.189,68 6.407,22 17.956,44 480.640,46 29.385,00 29.264,00 1,26 5,76

II. Sachanlagen
1. Grundstücke und grundstücksgleiche

Rechte mit Betriebs-, Geschäfts- und
anderen Bauten 26.473.196,41 0,00 0,00 357.768,25 26.830.964,66 14.963.953,41 679.434,25 0,00 15.643.387,66 11.187.577,00 11.509.243,00 2,53 41,70

2. Bauten auf fremden Grundstücken 230.748,48 0,00 0,00 0,00 230.748,48 228.736,48 225,00 0,00 228.961,48 1.787,00 2.012,00 0,10 0,77

3. Verteilungs- und Entsorgungsanlagen 46.992.912,78 221.028,07 0,00 535.135,30 47.749.076,15 26.264.411,78 1.039.058,37 0,00 27.303.470,15 20.445.606,00 20.728.501,00 2,18 42,82

4. Fahrzeuge für Personen- und
Güterverkehr 367.642,76 0,00 0,00 0,00 367.642,76 294.733,76 21.837,00 0,00 316.570,76 51.072,00 72.909,00 5,94 13,89

5. Betriebs- und Geschäftsausstattung 4.843.555,57 387.109,77 479.261,67 0,00 4.751.403,67 3.432.622,57 278.696,77 472.844,67 3.238.474,67 1.512.929,00 1.410.933,00 5,87 31,84

6. Anlagen im Bau 1.221.839,51 2.496.713,65 0,00 -892.903,55 2.825.649,61 0,00 0,00 0,00 0,00 2.825.649,61 1.221.839,51 0,00 100,00

80.129.895,51 3.104.851,49 479.261,67 0,00 82.755.485,33 45.184.458,00 2.019.251,39 472.844,67 46.730.864,72 36.024.620,61 34.945.437,51 2,44 43,53

III. Finanzanlagen
Beteiligungen 697.475,74 0,00 0,00 0,00 697.475,74 0,00 0,00 0,00 0,00 697.475,74 697.475,74 0,00 100,00

Anlagevermögen gesamt 81.348.824,93 3.111.379,71 497.218,11 0,00 83.962.986,53 45.676.647,68 2.025.658,61 490.801,11 47.211.505,18 36.751.481,35 35.672.177,25 2,41 43,77

und ähnliche Rechte und Werte sowie

Übersicht über die Entwicklung des Anlagevermögens
der Stadtwerke Seligenstadt im Wirtschaftsjahr 2022

Posten des Anlagevermögens
Restbuchwerte

Anlage 3/3
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Die Restlaufzeit der Forderungen beträgt bis zu einem Jahr.

Geschäfte mit Derivaten werden nicht getätigt.

Eigenkapital

Das Stammkapital des Eigenbetriebes beträgt EUR 1.750.000,00.

Sonstige Rückstellungen

Die sonstigen Rückstellungen betreffen im Wesentlichen Gebührenüberdeckungen (TEUR 700),
den Urlaubsanspruch (TEUR 83), die Kosten der Prüfung und Erstellung des Jahresabschlusses
(TEUR 37), die Abwasserabgabe (TEUR 10) sowie übrige Verpflichtungen (TEUR 15).

Verbindlichkeiten

Davon mit einer Restlaufzeit

Gesamtbetrag
31.12.2022

bis zu einem
Jahr

zwischen einem
Jahr und fünf

Jahren
von mehr als
fünf Jahren

Gesamtbetrag
31.12.2021

EUR EUR EUR EUR EUR

Verbindlichkeiten gegenüber
Kreditinstituten 4.463.876,66 522.724,61 2.691.204,62 1.249.947,43 5.087.750,19

Verbindlichkeiten aus Lieferun-
gen und Leistungen 671.237,14 671.237,14 0,00 0,00 331.066,00

Verbindlichkeiten gegenüber
der Stadt 412.354,65 412.354,65 0,00 0,00 210.394,73

Sonstige Verbindlichkeiten 545.146,31 545.146,31 0,00 0,00 453.571,14

6.092.614,76 2.151.462,71 2.691.204,62 1.249.947,43 6.082.782,06

Die ausgewiesenen Verbindlichkeiten sind nicht besichert.
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Die Umsatzerlöse verteilen sich wie folgt auf die Betriebszweige:

Wasser-
versorgung Mainfähre

Abwasser-
beseitigung Bauhof Gesamt

EUR EUR EUR EUR EUR

Erträge aus Lieferungen
und Leistungen/
Benutzungsgebühren 1.714.719,28 116.470,84 4.123.780,26 2.719.060,34 8.674.030,72

Auflösung Sonderposten 67.387,89 0,00 218.747,00 1.743,00 287.877,89

Sonstige Umsatzerlöse 33.223,46 0,00 21.116,96 0,00 54.340,42

1.815.330,63 116.470,84 4.363.644,22 2.720.803,34 9.016.249,03

Die Konzessionsabgabe 2022 in Höhe von EUR 145.320,98 für den Betriebszweig Wasserver-
sorgung konnte lediglich in Höhe von EUR 49.515,35 an die Stadt Seligenstadt entrichtet werden,
da die Wasserversorgung den erforderlichen Mindestgewinn nicht in ausreichender Höhe erwirt-
schaftet hat. Folgende Konzessionsabgaben stehen zur Nachholung zur Verfügung, sofern in
ausreichender Höhe Gewinne vorhanden sind:

EUR
– Konzessionsabgabe 2018 (voller Betrag) 163.743,28
– Konzessionsabgabe 2019 (Restbetrag) 33.705,92
– Konzessionsabgabe 2020 (Restbetrag) 13.545,48
– Konzessionsabgabe 2021 (Restbetrag) 99.316,73
– Konzessionsabgabe 2022 (Restbetrag) 95.805,63

406.117,04

Zusatzversorgung der Arbeitnehmer

Zur Gewährung einer zusätzlichen Alters-, Berufsunfähigkeits-, Erwerbsunfähigkeits- und Hinter-
bliebenenversorgung der Arbeitnehmer besteht die Mitgliedschaft bei der Zusatzversorgungs-
kasse für Gemeinden und Gemeindeverbände in Darmstadt (ZVK).

Aufgrund der umlagefinanzierten Ausgestaltung der ZVK besteht eine Unterdeckung in Form der
Differenz zwischen den von der Einstandspflicht erfassten Versorgungsansprüchen und dem an-
teiligen, auf die Stadtwerke Seligenstadt entfallenden Vermögen der ZVK. Die für eine Rückstel-
lungsberechnung erforderlichen Daten der ausgeschiedenen Mitarbeiter liegen allenfalls der ZVK
vor und stehen - wie allen Mitgliedern der ZVK - den Stadtwerken Seligenstadt nicht zur Verfü-
gung. Die Finanzierung erfolgt grundsätzlich in Form einer Umlage und durch Erhebung eines
Sanierungsgeldes. Die Summe der umlagepflichtigen Löhne und Gehälter beträgt TEUR 2.467
(Vorjahr TEUR 2.428).
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Der Umlagesatz beträgt seit 1. Januar 2009 unverändert 8,5 % inklusive 2,3 % Sanierungsgeld;
davon sind 0,5 % als Netto-Lohnabzug vom Arbeitnehmer zu tragen. Im Jahr 2022 ist der Umla-
gesatz weiterhin stabil und es liegen keine Informationen zu künftigen Anpassungen vor.

III. ERGÄNZENDE ANGABEN

Sonstige finanzielle Verpflichtungen

Zum Bilanzstichtag bestehen sonstige finanzielle Verpflichtungen aus Bestellobligo von
TEUR 1.050 für Baumaßnahmen der Wasserversorgung und TEUR 1.130 für Baumaßnahmen
der Abwasserbeseitigung.

Zudem besteht ein Wasserlieferungsvertrag mit dem Zweckverband Stadt und Kreis Offenbach
(ZWO) mit einer Laufzeit bis zum 31.12.2027. Die sich daraus ergebenden finanziellen Verpflich-
tungen belaufen sich derzeit auf jährlich TEUR 556.

Nicht in der Bilanz enthaltene Geschäfte

Es wurden keine Geschäfte gem. § 285 Nr. 3 HGB getätigt, die aktuell oder zukünftig eine Aus-
wirkung auf die Finanzlage des Eigenbetriebes haben könnten.

Abschlussprüferhonorar

Im Berichtsjahr wurden TEUR 11 als Honorar für die Jahresabschlussprüfung berücksichtigt.

Personalstand

Bei dem Eigenbetrieb waren im Berichtsjahr durchschnittlich 57 (Vorjahr 57) Personen beschäf-
tigt, darunter vier Teilzeitmitarbeiter sowie ein Auszubildender.

Nachtragsbericht

Vorgänge von besonderer Bedeutung nach dem Schluss des Wirtschaftsjahres im Sinne des
§ 285 Nr. 33 HGB sind nicht eingetreten.
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Betriebsleiter waren in 2022:

Herr Stefan Falter Technischer Betriebsleiter
Herr Patrick Herbert Kaufmännischer Betriebsleiter

Die Betriebskommission setzt sich im Jahr 2022 wie folgt zusammen:

Herr Dr. Daniell Bastian Bürgermeister, Vorsitzender

Herr Joachim Bergmann Stadtrat (ehrenamtlich)

Frau Claudia Bicherl Stadtverordnete, Erste Stadträtin a.D.
Herr Oliver Steidl Stadtverordneter, Jurist

Herr Philipp Giel Stadtverordneter, Jurist

Frau Susanne Schäfer Stadtverordnete, Kaufm. Angestellte
Herr Frederik Kubin
Frau Silke Rückert

Stadtverordneter (ab 01.01.2022 bis 12.12.2022), Student
Stadtverordnete (ab 13.12.2022), Steuerfachwirtin

Frau Nicole Fuchs Stadtverordnete, Fremdsprachenkorrespondentin
Herr Hagen Oftring Stadtverordneter, Pilot

Herr Marcus Rachor Personalrat, Schreiner (Stadtwerke)
Herr Jens Büker Personalrat (bis 2. Mai 2022), Gärtner (Stadtwerke)
Frau Traudel Kramer Personalrat (ab 3. Mai 2022), Verwaltungsangestellte (Stadt)

Herr Mathias Stegmann Sachverständiger Bürger, Fertigungsplaner

Herr Andy Zöller Sachverständiger Bürger, Diplom-Ingenieur (FH)

Die Mitglieder der Betriebskommission erhielten im Wirtschaftsjahr EUR 3.320,00 an Sitzungs-
geldern.

Die Angaben der Gesamtbezüge für die Betriebsleiter unterbleiben gemäß § 286 Abs. 4 HGB.

Verbundene Unternehmen und Beteiligungen

Die Stadtwerke Seligenstadt sind Verbandsmitglied des Abwasserverbandes Schleifbach
(Körperschaft des öffentlichen Rechts, Sitz Seligenstadt), welcher die Behandlung und Abführung
der von den Mitgliedern anfallenden Abwässer zum Gegenstand hat. Die Beteiligungsquote be-
trägt 31,89 %.
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Geschäfte zu nicht marktüblichen Konditionen mit nahestehenden Unternehmen und Personen
im Sinne des § 285 Nr. 21 HGB wurden nicht getätigt.

Verwendungsvorschlag des Jahresergebnisses

Die Betriebsleitung schlägt vor, die Jahresgewinne der Betriebszweige Abwasserbeseitigung
(EUR 722.947,30) und Wasserversorgung (EUR 115.124,81) den zweckgebundenen Rücklagen
zuzuführen. Der Jahresverlust des Betriebszweiges Mainfähre (EUR 230.180,38) soll in Höhe
von EUR 198.220,38 durch Zuführung von der Stadt und mit EUR 31.960,00 aus den zweckge-
bundenen Rücklagen abgedeckt werden. Der Jahresverlust des Betriebszweiges Bauhof
(EUR 41.706,55) soll aus den zweckgebundenen Rücklagen abgedeckt werden.

Seligenstadt, 21. Dezember 2023

gez. Patrick Herbert gez. Stefan Falter
Kaufmännischer Betriebsleiter Technischer Betriebsleiter
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Lagebericht für das Wirtschaftsjahr 2022
der Stadtwerke Seligenstadt

1. Allgemein

Der Eigenbetrieb „Stadtwerke Seligenstadt“ wurde gem. Eigenbetriebsgesetz zum 1. Januar
1957 mit den Betriebszweigen „Wasser- und Gasversorgung“ und dem Verkehrsbetrieb
„Mainfähre“ gegründet. Im Jahr 1970 wurde die Gasversorgung an die Südhessische Gas- und
Wasser AG Darmstadt verkauft. Durch Beschlüsse der Stadtverordnetenversammlung wurde
der Eigenbetrieb ab 1. Januar 1989 um die Abwasserbeseitigung und ab 1. Januar 2000 um
den Bauhof erweitert.

Die Aufgaben der Stadtwerke Seligenstadt umfassen

- die Versorgung der Stadt mit Trinkwasser,
- die Sicherstellung der Abwasserbeseitigung,
- die Beförderung von Personen und Fahrzeugen über den Main,
- Bau und Unterhaltung von öffentlichen Grünflächen, Park- und

Spielanlagen, Kinderspielplätzen, Sportplätzen, Freibädern, Friedhöfen,
- die Durchführung der Straßenreinigung und des Winterdienstes,
- die Unterhaltung der Straßenbeleuchtung und der elektrischen Anlagen,
- die Durchführung des technischen Betriebs der Umweltsammelstelle.

Zusammensetzung des Eigenkapitals

Das Stammkapital beträgt laut § 3 der Betriebssatzung EUR 1.750.000,00

Zusammensetzung:
  Wasserversorgung EUR 200.000,00
  Mainfähre EUR 25.000,00
  Abwasserbeseitigung EUR 1.500.000,00
  Bauhof EUR 25.000,00

Allgemeine Rücklagen EUR 500.000,00

Zweckgebundene Rücklagen EUR 26.133.809,49

Gewinn/Verlust
Gewinn des Vorjahres EUR 824.450,63
Zuführung zu den Rücklagen EUR 1.066.300,52
Entnahme aus den Rücklagen EUR 27.709,00
Verlustvortrag Bauhof 2021 EUR 14.603,94
Verlustausgleich durch die Stadt EUR 214.140,99

Jahresgewinn 2022 EUR 566.185,18 EUR      566.185,18
EUR 28.949.994,67



Anlage 4/2

2. Gesamtwirtschaftliche und branchenbezogene Rahmenbedingungen

Im Jahr 2022 hat sich die deutsche Wirtschaft nach dem Auslaufen der Corona-Maßnahmen
leicht erholt. Im Jahr 2022 betrug das Bruttoinlandsprodukt Deutschlands rund 3,88 Billionen
Euro. Preisbereinigt wuchs das deutsche Bruttoinlandsprodukt gegenüber dem Vorjahr um
1,8 Prozent.

Auf die branchenbezogenen Rahmenbedingungen, insbesondere im Bereich Wasser und
Abwasser, hatte die Pandemie keine merkbaren Auswirkungen. Anders verhält sich dies mit
dem im Februar begonnen Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine. Hierdurch war ein starker
Anstieg der Rohstoffpreise und eine Verknappung des Angebotes an Materialien zu vernehmen.

3. Geschäftsverlauf

a) Betriebszweig Wasserversorgung

Aufgabe des Betriebszweiges Wasser ist die Versorgung der Stadt Seligenstadt einschließlich
der Stadtteile Froschhausen und Klein-Welzheim mit Trinkwasser. Als Verteilerbetrieb erfolgt
weder eine eigene Wassergewinnung noch Aufbereitung. Der Bezug des Trinkwassers erfolgt
auf der Basis des Wasserlieferungsvertrages aus dem Jahr 1975 ausschließlich vom Zweck-
verband Wasserversorgung Kreis und Stadt Offenbach.

Der Betriebszweig Wasserversorgung schloss das Berichtsjahr mit einem Gewinn von
115 TEUR ab (Vorjahr TEUR 109).

Im Vergleich zum Vorjahr erhöhte sich das Jahresergebnis damit um 6 TEUR und entspricht
wie im Vorjahr dem Mindestgewinn. Trotz der Gebührensenkung zum 1. Januar 2021 sind die
Benutzungsgebühren um 26 TEUR im Vergleich zum Vorjahr angestiegen. Die Gebührenunter-
deckung in Höhe von 188 TEUR konnte aus der KAG-Rückstellung ausgeglichen werden. Die
Konzessionsabgabe für das Jahr 2022 beträgt 145 TEUR, konnte jedoch unter Beachtung des
Mindestgewinns nur mit 50 TEUR an die Stadt abgeführt werden. In Folgejahren stehen aus der
Konzessionsabgabe der Jahre 2018 bis 2022 insgesamt 406 TEUR zur Nachholung zur
Verfügung.

b) Betriebszweig Mainfähre

Aufgabe des Betriebszweigs Mainfähre ist die Beförderung von Personen und Fahrzeugen über
den Main. Hierzu unterhalten die Stadtwerke Seligenstadt die Mainfähre „Stadt Seligenstadt“
und gewährleisten den Fährbetrieb über den Main.

Im Jahr 2022 ist im Betriebszweig Mainfähre ein Verlust in Höhe von 230 TEUR (Vorjahr Verlust
242 TEUR) entstanden.
Der Jahresverlust hat sich damit im Vergleich zum Vorjahr um 12 TEUR reduziert. Die Umsatz-
erlöse konnten wieder um 12 TEUR gesteigert werden. Eine Tariferhöhung der Fährgebühr
wurde zum 01.01.2023 beschlossen. Nach Überholung der Fähre im Vorjahr sind in 2022
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wesentlich geringere Aufwendungen für bezogene Leistungen und keine aktivierten Eigenleis-
tungen mehr angefallen. Demgegenüber steht ein in 2022 deutlich höherer Materialaufwand.
Die nächste Überholung mit Werftaufenthalt ist für 2025 geplant.

c) Betriebszweig Abwasserbeseitigung

Zweck des Eigenbetriebs ist auch die Sicherstellung der Beseitigung von Schmutz- und Nieder-
schlagswasser in der Stadt Seligenstadt.

Der Abwasserbereich erzielt mit 723 TEUR im Vergleich zum Vorjahr einen um 97 TEUR nied-
rigeren Jahresgewinn, was insbesondere aus höheren Materialaufwand (+211 TEUR) resultiert.

Im Bereich Schmutzwasser war die Gebührenüberdeckung nach KAG in Höhe von 4 TEUR der
Rückstellung zuzuführen, was die Umsatzerlöse vermindert hat.

d) Betriebszweig Bauhof

Im Betriebszweig Bauhof werden Leistungen für die Stadt Seligenstadt erbracht. Hierzu zählen
unter anderem der Bau und die Unterhaltung von öffentlichen Grünflächen, Kinderspielplätzen
und Friedhöfen, die Straßenreinigung und der Winterdienst sowie die Unterhaltung der Straßen-
beleuchtung und elektrischen Anlagen.

Im Betriebszweig Bauhof liegt ein Verlust von 42 TEUR vor und damit ein um 193 TEUR
schlechteres Ergebnis als im Vorjahr. Ursächlich für die Verringerung des Ergebnisses waren
lediglich um 26 TEUR höhere Umsatzerlöse, die einem Anstieg der Personalkosten in Höhe von
149 TEUR sowie der Abschreibungen um 45 TEUR und des sonstigen betrieblichen Aufwands
um 38 TEUR gegenüberstanden. Ursächlich für die gestiegenen Personalkosten sind im
Wesentlichen Gehaltsanpassungen und für die Abschreibungen die hohen Investitionen in 2022
von 352 TEUR sowie die erstmals in 2021 angeschafft und in 2022 ganzjährig abgeschriebene
Kehrmaschine.

Der Jahresverlust 2022 soll durch eine Entnahme aus den zweckgebundenen Rücklagen
gedeckt werden.
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4. Tarifbedingungen

a) Betriebszweig Wasserversorgung

Neben der allgemeinen Satzung über die öffentliche Wasserversorgung und den Anschluss an
die öffentliche Wasserversorgungsanlage – Allgemeine Wasserversorgungssatzung (AWS) –
vom 1. Januar 1982 besteht eine Wasserbeitrags- und -gebührensatzung (WBGS) vom
31. August 1999, zuletzt geändert am 17. Dezember 2020.

Die laufenden Benutzungsgebühren und die Zählermieten sind seit dem 01.01.2021 wie folgt
mit folgenden Netto-Beträgen festgesetzt (zuzüglich der gesetzlichen Umsatzsteuer):

a) Laufende Benutzungsgebühr je m³
 seit 1.1.2021 EUR 1,11

b) Bereitstellungsgebühren je Zähler und angefangenem Monat
 bei Wasserzählern mit einer Verbrauchsleistung (unverändert zum Vorjahr)
 bis QN 6 EUR 5,00
 bis QN 10 EUR 5,40
 bis QN 15 EUR 40,00
 bis QN 40 EUR 44,00
 bis QN 100 EUR 48,00

b) Betriebszweig Mainfähre

Gemäß gültigem Tarif betragen die wichtigsten Benutzungsgebühren:

Einzelfahrten
Einzelpersonen EUR 0,80
Fahrradfahrer EUR 1,00
PKW mit Fahrzeugführer EUR 3,00

Sammelkarten (zehn Karten)
 Einzelpersonen EUR 5,00
 Fahrradfahrer EUR 7,50
 PKW mit Fahrzeugführer EUR 22,50

Die übrigen Benutzungsgebühren sind unserer Internetseite zu entnehmen.
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Betriebszweig Abwasserbeseitigung

Für die Abwasserbeseitigung gilt seit dem 1. Januar 2014 die Entwässerungssatzung (EWS)
der Stadt Seligenstadt vom 9. Dezember 2013, zuletzt geändert am 17. Dezember 2020.

Laufende Schmutzwassergebühr je m3

 seit 1.1.2021 EUR 2,68

Für stärker verschmutzte gewerbliche, industrielle oder sonstige Abwässer wird gemäß EWS
zusätzlich eine Verschmutzungszulage erhoben.

Laufende Niederschlagswassergebühr je m2 bebaute Grundstücksfläche
 seit 1.1.2021 EUR 0,55
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5. Tarifstatistische und wirtschaftliche Daten

a) Betriebszweig Wasserversorgung

Entwicklung der Erträge aus Lieferungen der Wasserversorgung:

2022
EUR

Vorjahr
EUR

Tarifabnehmer 1.427.290,94 1.438.223,66
Eigenverbrauch 1.135,51 971,25
Großabnehmer 90.889,41 81.781,77
Einzelabrechnungen        7.068,42         4.581,50
Zwischensumme 1.526.384,28 1.525.558,18
Entnahme (+) / Zuführung (./.)
Rückstellung Gebührenausgleich     188.335,00      119.526,00
Gesamt 1.714.719,28 1.645.084,18

Nachfolgend werden die Erlöse aus Wasserverkauf durch eine Tarif- und Mengenstatistik er-
läutert:

Wassergeld
EUR

Grundgebühr
EUR

Gesamt
EUR

Tarifabnehmer 1.091.419,58 335.871,36 1.427.290,94
Eigenverbrauch 1.135,51 0,00 1,135,51
Großabnehmer 85.571,01 5.318,40 90.889,41
Einzelabrechnungen        7.068,42            0,00        7.068,42

1.185.194,52 341.189,76 1.526,384,28

Der Verbrauch in m³ zeigte folgende Entwicklung:

2022
m³

Vorjahr
m³

Veränderung
m³

Tarifabnehmer 983.262 994.398 -11.136
Eigenverbrauch 1.021 875 146
Großabnehmer 77.091 68.567 8.524
Einzelabrechnungen        6.368           4.115    2.253

1.067.742 1.067.955 -213

Die Wasserbilanz zeigt folgende Entwicklung der Wasserverluste:

Wasserversorgung 2022 Vorjahr
Wasserbezug m³ 1.085.607 1.110.034
Wasserabgabe m³ 1.067.742 1.067.955
Wasserverlust m³ 17.865 42.079
in % des Bezuges 1,7 3,8
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Technische Daten der Wasserversorgung:
2022 Vorjahr

Rohrnetzlänge km 95,0 94,0
Hausanschlüsse Stück 5.613 5.601
Eingebaute Wassermesser Stück 5.620 5.612
Einwohnerzahl des Versorgungs- bzw.
Entsorgungsgebietes am 31. Dezember 23.051 22.782

b) Betriebszweig Mainfähre

Betriebszeiten (Zeitraum): 01.11. – 31.03.         01.04. – 31.10.
Montag bis Sonntag: von 09:45 Uhr bis 17:00 Uhr von 09:45 Uhr bis 19:10 Uhr
Mittagspause: von 13:15 Uhr bis 14:15 Uhr von 13:15 Uhr bis 14:15 Uhr

Fährboote 2022 Vorjahr
-    Schottelfähre (Tragfähigkeit 30 t)    1      1

c) Betriebszweig Abwasserbeseitigung

Im Bereich der Abwasserbeseitigung setzen sich die Erlöse wie folgt zusammen:

                   2022                    Vorjahr
Benutzungsgebühren Schmutzwasser                   EUR                      EUR

- Einzeleinleiter 2.554.463,44 2.603.764,72
- Großeinleiter (inkl. Zuschläge) 176.478.00 174.966,96
- Grundwassereinleitung 0 216.959,40
- Einzelabrechnungen (inkl. Zuschläge) 7.728,98 -6.218,87
- Eigenverbrauch        2.387,88        1.669,64

2.741.058,30 2.991.141,85

                   2022                    Vorjahr
Benutzungsgebühren Niederschlagswasser                   EUR                      EUR

- Bebaute Grundstücke 962.648,24 957.375,58
- Öffentliche Flächen 405.545,80 405.545,80
- Eigenverbrauch 4.730,55 4.758,05
- Einzelabrechnungen       -492,04       -1.525,86

1.372.432,55 1.366.153,57



Anlage 4/8

Die Bemessungsgrundlagen haben sich wie folgt entwickelt:

                   2022                    Vorjahr
Abwassermenge                   m³                      m³

- Einzeleinleiter 953.158 971.554
- Industrieeinleiter 65.850 64.562
- Grundwassereinleitung 0 161.910
- Einzelabrechnungen 2.884 -4.020
- Eigenverbrauch            891          623

1.022.2783 1.194.629

Versiegelte Fläche                  m²                      m²

- Bebaute Grundstücke 1.750.277 1.740.692
- Öffentliche Flächen 737.356 737.356
- Eigenverbrauch 8.601 8.651
- Einzelabrechnungen        -896        -2.774

2.495.338 2.483.925

6. Vermögenslage

Die Bilanzsumme (38.197 TEUR) ist im Vergleich zum Vorjahr leicht angestiegen (+338 TEUR).
Die Bilanzsumme ist geprägt durch das Anlagevermögen (36.751 TEUR).

Anlagenzugängen in Höhe von 3.111 TEUR standen Abschreibungen in Höhe von 2.026 TEUR
und Buchwertabgänge von 6 TEUR gegenüber, sodass sich das Anlagevermögen um insge-
samt 1.079 TEUR erhöht hat. Die Zugänge betreffen im Wesentlichen die Investitionen der Ab-
wasserbeseitigung (1.607 TEUR) und Wasserversorgung (1.129 TEUR) sowie des Bauhofes
(352 TEUR).

Die Baumaßnahmen in der Einhardstraße inklusive Nebenstraßen wurden im Jahr 2022 abge-
schlossen.

Das Umlaufvermögen hat sich insgesamt um 742 TEUR verringert, was insbesondere auf nied-
rigere Forderungen (./.582 TEUR) und Guthaben bei Kreditinstituten (./.133 TEUR) zurückzu-
führen ist.
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Das Eigenkapital beträgt zum 31. Dezember 2022 insgesamt 28.950 TEUR und hat sich wie
folgt entwickelt:

Der Sonderposten für erhaltene Investitionszuschüsse hat sich insgesamt um 267 TEUR ver-
mindert. Hierbei haben den Zugängen von 21 TEUR Auflösungen von 288 TEUR entgegenge-
standen.

Die Rückstellungen haben sich im Wirtschaftsjahr 2022 wie folgt entwickelt:

Die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten haben sich im Vergleich zum Vorjahr
(5.088 TEUR) um 624 TEUR auf 4.464 TEUR vermindert. Die Verminderung betrifft allein plan-
mäßige Tilgungen von 624 TEUR; es wurden keine Neuaufnahmen in 2022 vorgenommen.

Die übrigen Verbindlichkeiten von 1.629 TEUR beinhalten sonstige Verbindlichkeiten
(545 TEUR), Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen (671 TEUR) sowie Verbindlich-
keiten gegenüber der Stadt (412 TEUR) und haben sich insgesamt um 634 TEUR erhöht.

Stand Stand
01.01.2022 Zugang Entnahme Umbuchung 31.12.2022

EUR EUR EUR EUR EUR

Stammkapital 1.750.000,00 0,00 0,00 0,00 1.750.000,00

Allgemeine Rücklage 500.000,00 0,00 0,00 0,00 500.000,00

Zweckgebundene Rücklagen 25.095.217,97 0,00 -27.709,00 1.066.300,52 26.133.809,49

Gewinn/Verlust des Vorjahres -14.603,94 151.360,54 -136.756,60 0,00 0,00

Jahresüberschuss 839.054,47 566.185,18 0,00 -839.054,47 566.185,18

Zuführung Stadt zur
Verlustabdeckung 0,00 214.140,99 -214.140,99 0,00 0,00

Summe 28.169.668,50 931.686,71 -378.606,59 227.246,05 28.949.994,67

Stand Inanspruch- Stand
01.01.2022 nahme Auflösung Zuführung 31.12.2022

EUR EUR EUR EUR EUR
Gebührenüberdeckung 884.483,00 188.335,00 0,00 4.020,00 700.168,00
Urlaub 81.500,00 81.500,00 0,00 82.600,00 82.600,00
Jahresabschlusskosten
(Erstellung und Prüfung) 35.200,00 35.200,00 0,00 36.900,00 36.900,00
Abwasserabgaben 15.000,00 5.000,00 0,00 0,00 10.000,00
Übrige 10.700,00 3.000,00 3.500,00 11.200,00

Summe 1.026.883,00 313.035,00 0,00 127.020,00 840.868,00
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7. Finanzlage

Der positive Cashflow aus der laufenden Geschäftstätigkeit (3.420 TEUR) ist insgesamt gerin-
ger als die Summe aus dem negativen Cashflow aus der Investitionstätigkeit (-3.102 TEUR) und
dem negativen Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit (-451 TEUR), sodass sich der Finanz-
mittelfonds um 133 TEUR auf 120 TEUR vermindert hat.

Die Stadtwerke Seligenstadt waren im Wirtschaftsjahr 2022 stets in der Lage, ihren fälligen
finanziellen Verpflichtungen nachzukommen.

8. Ertragslage

Im Wirtschaftsjahr 2022 erwirtschafteten die Stadtwerke einen Jahresgewinn von 566 TEUR.
Das Ergebnis verteilt sich wie folgt auf die Betriebszweige:

2022 2021 Veränderung

EUR EUR EUR
Wasserversorgung 115.124,81 109.193,22 5.931,59
Mainfähre -230.180,38 -241.849,99 11.669,61
Abwasserbeseitigung 722.947,30 820.350,70 -97.403,40
Bauhof -41.706,55 151.360,54 -193.067,09

566.185,18 839.054,47 -272.869,29

Der Materialaufwand betrug insgesamt 2.572 TEUR und ist im Vergleich zum Vorjahr angestie-
gen (+ 97 TEUR).
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Der Personalaufwand hat sich wie folgt entwickelt:

Löhne und Gehälter

Soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung und für Unterstützung:

Zum 31.12.2022 waren insgesamt 58 (Vorjahr 58) Mitarbeiter beschäftigt.

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen betrugen insgesamt 687 TEUR (Vorjahr 699 TEUR)
und beinhalten im Wesentlichen die Verwaltungskosten der Stadt (275 TEUR), die Abwasser-
abgabe (47 TEUR) sowie die Konzessionsabgabe Wasser (50 TEUR).

Aufgrund geringerer Zinsaufwendungen hat sich das Finanzergebnis, das ./. 62 TEUR (Vorjahr
./. 75 TEUR) beträgt, um 13 TEUR leicht verbessert.

2022 2021
EUR EUR

Löhne und Gehälter 2.468.002,20 2.428.062,33
Veränderung der Urlaubsrückstellung 1.100,00 -2.510,00

2.469.102,20 2.425.552,33

2022 2021
EUR EUR

soziale Abgaben 523.379,61 508.366,63
Aufwendungen für Altersversorgung 201.917,81 201.909,97
Berufsgenossenschaft/Unfallversicherung 16.621,60 21.187,31
Beihilfe 0,00 3.237,44

741.919,02 720.143,63
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9. Abwicklung des Wirtschaftsplanes

1. Erfolgsplan

Der Wirtschaftsplan der Stadtwerke Seligenstadt weist im Erfolgsplan einen Gewinn von
563 TEUR (i. Vj. Gewinn 596 TEUR) aus, während der Jahresabschluss mit einem Gewinn von
566 TEUR (i. Vj. Gewinn 839 TEUR) abschließt.

Verteilt auf die Betriebszweige, ergibt sich folgendes Bild:

Ergebnisse lt.
Erfolgsplan

2022

Ergebnisse lt.
Erfolgsübersicht

2022 Abweichung
TEUR TEUR TEUR

      Wasserversorgung 102 115 13
      Mainfähre -240 -230 10
      Abwasserbeseitigung 700 723 23
      Bauhof 1 -42 -43

563 566 3

a) Betriebszweig Wasserversorgung

Das um 3 TEUR höhere Jahresergebnis gegenüber den Planzahlen entspricht dem steuerlichen
Mindestgewinn, der sich aufgrund des gestiegenen Anlagevermögens leicht erhöht hat.

Die in Rechnung gestellte Verbrauchsgebühr für die Trinkwasserabgabe betrug im Jahr 2022
netto 1,11 EUR/m³ (Vorjahr 1,11 EUR/m³).

b) Betriebszweig Mainfähre

Das Jahresergebnis der Mainfähre erreichte ein 10 TEUR besseres Ergebnis als im Planansatz;
der Jahresverlust beträgt 230 TEUR.

c) Betriebszweig Abwasserbeseitigung

Der Jahresüberschuss übertrifft den Planansatz um 23 TEUR.

d) Betriebszweig Bauhof

Der Jahresfehlbetrag liegt bei 42 TEUR und weicht damit vom geplanten nahezu ausgegliche-
nen Jahresergebnis deutlich ab.

Das negative Jahresergebnis im Vergleich zum Erfolgsplan beruht dabei vor allem auf den um
69 TEUR niedrigeren Umsatzerlösen, den um 92 TEUR höheren Materialaufwendungen und
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um TEUR 41 höheren Abschreibungen, denen nur ein um 185 TEUR niedrigerer Personalauf-
wand entgegenstand.

2. Vermögensplan

Im Folgenden werden die tatsächlich getätigten Investitionen 2022 den Planansätzen gemäß
Wirtschaftsplan 2022 gegenübergestellt:

a) Betriebszweig Wasserversorgung
Vermögens-
plan 2022

Ist
2022 Abweichung

TEUR TEUR TEUR
Abt-Peter-Straße 440 19 -421
Am Bahndamm 290 248 -42
Schulstraße 290 13 -277
Kaiser-Karl-Straße 40 24 -16
Erschließung Gewerbegebiet
„Südlich der Dudenhöfer Straße“
(4. Bauabschnitt) 0 9 9
Einhardstraße/
Jean-Hofmann-Straße/
Matthias-Grünewald-Straße/
Hans-Memling-Straße 220 515 295
Pfortengasse 50 19 -31

        Weihergasse 0 139 139
Allg. Ortsnetzsanierungen 150 35 -115
Hausanschlüsse 30 82 52
Wassermesser 5 5 0
Rohrnetzanalyse Bestandspläne GIS 10 1 -9
Betriebsausstattung/Software 15 20 5

1.540 1.129 -411

Bei den Investitionen ergaben sich projektbezogen zeitliche Verschiebungen. Für einzelne Maß-
nahmen standen zusätzliche Mittel aus Vorjahren in Höhe von insgesamt 1.508 TEUR bereit.

b) Betriebszweig Mainfähre

Vermögens-
plan 2022

Ist
2022 Abweichung

TEUR TEUR TEUR

 Betriebsausstattung 5 0 -5
5 0 -5
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c) Betriebszweig Abwasserbeseitigung

Vermögensplan
2022

Ist
2022 Abweichung

TEUR TEUR TEUR
 Sanierungsmaßnahmen Kläranlage: 600 300 -300
 Erschließung Gewerbegebiet
 „Südlich der Dudenhöfer Straße“
 (4. Bauabschnitt) 0 8 8
 Einhardstraße/
 Jean-Hofmann-Straße/
 Matthias-Grünewald-Straße/
 Hans-Memeling-Straße 750 867 117
 Allgemeine Kanal(innen)sanierung 200 188 -12
 Sanierung Am Bahndamm 200 189 -11
 Sanierung Kapellenplatz 0 10 10
 Sanierung Druckleitung Froschhausen 0 5 5
 Sanierung Abt-Peter-Straße 300 25 -275
 Sanierung Frankfurter Straße 150 0 -150
 Pumpstation Lachenwörthsweg 600 0 -600
 Bestandspläne GIS 20 14 -6
 Betriebsausstattung 30 1 -29

2.850 1.607 -1.243

Die sich bei einzelnen Maßnahmen ergebenden Abweichungen der Planansätze von den
Zahlen des Jahresabschlusses sind eine Folge von Periodenverschiebungen verschiedener
Maßnahmen aus dem Vorjahr bzw. dem Folgejahr. Für die Maßnahme Pumpstation Lachen-
wörthsweg standen weitere Mittel aus Vorjahren in ausreichender Höhe zur Verfügung. Ins-
gesamt standen zusätzliche Mittel aus Vorjahren in Höhe von 1.065 TEUR bereit.

d) Betriebszweig Bauhof
Vermögensplan

2022
Ist

2022 Abweichung
TEUR TEUR TEUR

 Friedhofscontainer 12 0 -12
 Sprinter 45 42 -3
 Geräteträger mit Anbaugeräten 65 64 -1
 Gebäudesanierung 100 0 -100
 Betriebs- und Geschäftsausstattung 25 81 56
       Schell Mäher 0 165 165

247 352 110

Bei den Investitionen ergaben sich lieferzeitbedingt zeitliche Verschiebungen.
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e) Allgemein

Es wurde kein Vermögensplan „Allgemein“ aufgestellt bzw. ist dieser Bestandteil der Vermö-
genspläne Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung. Im Jahr 2022 wurden Lizenzen für
7 TEUR sowie für Betriebs- und Geschäftsausstattung für 16 TEUR angeschafft.

10. Ausblick auf das kommende Wirtschaftsjahr, Chancen- und Risikobericht

a) Betriebszweig Wasserversorgung

Die Rohrnetzanalyse für die Wasserversorgung wurde im Jahr 2018 komplett überarbeitet und
die Prioritätenliste aktualisiert. Daraus ergeben sich für die Zeit bis 2023 hydraulische und
altersbedingte Sanierungen mit einer Länge von ca. 1.300 Metern und einem Investitionsbedarf
von rund 1.000 TEUR.

Im Jahr 2023 ist die Sanierung der Trinkwasserleitungen von 330 m in der Abt-Peter-Straße und
Kapellenstraße, 420 m in der Schulstraße und Kopernikusstrasse, sowie 360 m in der Kaiser-
Karl-Straße eingeplant.

Die Frischwassergebühr beträgt für 2023 weiterhin EUR 1,11 pro m³.

Aufgrund des derzeitigen Geschäftsverlaufs wird davon ausgegangen, dass das Planungsziel
2023 trotz der gesenkten Wassergebühr mit einem Jahresüberschuss in Höhe von 104 TEUR,
der damit dem steuerlich vorgeschriebenem Mindestgewinn entspricht, realisiert werden kann.

Im Bereich der Wasserversorgung stehen im Jahr 2023 personelle Veränderungen aufgrund
des Erreichens der Altersgrenze von mehreren Kollegen an. Hierzu werden rechtzeitig Neube-
setzungsverfahren vorgenommen. Aufgrund des Fachkräftemangels könnten hier Schwierig-
keiten in Besetzungsverfahren und zeitliche Verzögerungen auftreten. Dem wird durch eine
rechtzeitige Planung und Qualifizierung der eigenen Mitarbeiter entgegengewirkt.

Durch den Tarifabschluss im Jahr 2023 von bis zu 14 % in den zugrundeliegenden Entgeltgrup-
pen ist von einem deutlichen Anstieg des Personalaufwandes auszugehen.

Verzögerungen bei Baumaßnahmen sind nicht zu erwarten. Ein Liquiditätsrisiko ist im
gebührenfinanzierten Haushalt, trotz Senkung der Gebühr im Jahr 2021, nicht erkennbar.

Durch den Ausbruch des Ukraine Krieges und die steigenden Kosten für Roh- und Hilfsstoffe
sind Kostensteigerungen für die Materialbeschaffung zu erwarten.

Weiter steigende Gas- und Rohstoffpreise könnten sich auf die Trinkwassergebühren des ZWO
auswirken, was zu höheren Aufwendungen bei den Stadtwerken Seligenstadt führen würde.
Diese Kosten können über höhere Gebühren an die Gebührenpflichtigen weiterbelastet werden.
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Zur Erzielung des Mindestgewinns war eine Auflösung der Gebührenrückstellung nötig. Auch
für 2023 ist eine Auflösung in Höhe von 251 TEUR geplant. Für das Jahr 2024 ist ebenfalls eine
Auflösung zu erwarten, sodass die Rückstellung ab dem Jahr 2025 aufgebraucht und eine
Gebührenerhöhung, auch in Hinsicht auf steigende Kosten des Wasserbezuges seitens des
Zweckverbandes Wasserversorgung, wahrscheinlich ist.

Weiterhin ist geplant, die aktuellen Wasserzähler partiell gegen Funkzähler auszutauschen, um
die Digitalisierung der Wasserversorgung voranzutreiben.

b) Betriebszweig Mainfähre

Aufgrund des Beschlusses der Stadtverordnetenversammlung wird im Jahr 2023 die Fährge-
bühr leicht erhöht.

Wie auch in den Vorjahren werden im Betriebszweig Mainfähre weiterhin jährliche Fehlbeträge
erwartet, die sich entsprechend der Einnahmenhöhe verändern. Die Personalkosten können
durch die erzielten Einnahmen nicht gedeckt werden.

Aufgrund der Einführung von mobilen Kassenterminals ist eine Zahlung mittels Debit- und Kre-
ditkarte möglich.

Die Beschaffung von drei neuen Schottelantrieben wird im Jahr 2023 veranlasst. Der nächste
Werftaufenthalt ist für das Jahr 2025 geplant.

c) Betriebszweig Abwasserbeseitigung

Aufgrund der umfangreichen Optimierungs- und Sanierungsmaßnahmen an der Kläranlage
verlief der Betrieb einschließlich des kompletten Abwassersystems im Jahre 2023 bislang ohne
nennenswerte Störungen.

Gemäß Investitionsprogramm für den Zeitraum bis Ende 2026 sind umfangreiche Projekte im
Abwasserbereich in einer Größenordnung von über 2.820 TEUR vorgesehen. Eine Darlehens-
finanzierung ist zur Umsetzung zumindest im Jahr 2023 nicht notwendig.

Die Schmutzwassergebühr beträgt weiterhin EUR 2,68 pro m³ und die Niederschlagswasserge-
bühr EUR 0,55 pro m².

Finanzierungsrisiken sind aufgrund der erwirtschafteten Überschüsse und der Gebührenfinan-
zierung in diesem Bereich nicht abzusehen.

Weiter steigende Gas- und Rohstoffpreise sind zu erwarten. Diese Kosten können über höhere
Gebühren an die Gebührenpflichtigen weiterbelastet werden. Durch die zunehmende Verknap-
pung von Fällmitteln könnten Lieferengpässe entstehen. Dies wird bislang durch rechtzeitige
Bestellung und langfristige Planung umgangen.
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Aufgrund des altersbedingten Ausscheidens des Klärmeisters ist eine Nachfolgeregelung zu
treffen. Dies wird durch Fortbildung von unserem bestehenden Personal abgedeckt.

d) Betriebszweig Bauhof

Der derzeitige Geschäftsverlauf des Betriebszweiges Bauhof entspricht den Erwartungen. In
2022 wurde ein negatives Ergebnis erzielt, welches durch den Gewinnvortrag aus dem Vorjahr
ausgeglichen wird.

Aufgrund der Tarifabschlüsse ist mit steigendem Personalaufwand zu rechnen. Aufgrund der
Altersstruktur der Mitarbeiter des Bauhofes ist davon auszugehen, dass in den nächsten Jahren
zahlreiche Stellen neu besetzt werden müssen. Der Fachkräftemangel, insbesondere im Bau-
bereich, erschwert diesen Prozess deutlich.

Im Bereich des Bauhofs wird auch weiterhin das Ziel verfolgt, eine Kostendeckung zu erreichen.
Hierzu ist es notwendig, über eine Anpassung der in Rechnung zu stellenden Stundensätze, die
durch die Tariferhöhung gestiegenen Personalkosten sowie die steigenden Rohstoffpreise aus-
zugleichen.

Aufgrund anhaltender Probleme in der Lieferkette und des Mangels an Rohstoffen und Personal
bei den Herstellern sind längere Lieferzeiten bei Fahrzeugen und Arbeitsmaschinen zu
erwarten.

Im Bauhof wird eine Umstellung auf ein neues Abrechnungssystem angestrebt. Ziel ist es, alle
Aufträge digital abzubilden und auszuführen.
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e) Zusammenfassung

Aufgrund des derzeitigen Geschäftsverlaufs liegen keine Gründe vor, die die Finanz- oder
Ertragssituation des Eigenbetriebes Stadtwerke Seligenstadt nachhaltig stören bzw. schwächen
könnten. Das Erreichen der im Wirtschaftsplan angesetzten Planwerte wird erwartet.

Es werden zukünftig weiter steigende Gas- und Rohstoffpreise erwartet, die jedoch über höhere
Gebühren an die Gebührenpflichtigen weiterbelastet werden.

Auch können Lieferengpässe entstehen. Hier wird versucht, diesen durch rechtzeitige Bestel-
lungen und langfristige Planungen entgegenzuwirken.
All diese Faktoren können zu höheren Verlusten beziehungsweise geringeren Gewinnen führen.

In allen Bereichen werden Digitalisierungsprozesse vorangetrieben, die zur Vereinfachung und
Entbürokratisierung der Prozesse führen sollen.

Aktuell kann davon ausgegangen werden, dass die vorliegenden Jahresüberschüsse zuzüglich
der erwirtschafteten Abschreibungen im Betriebszweig Abwasser ausreichen, die notwendigen
Sanierungsmaßnahmen des Rohrnetzes zu finanzieren. Darlehensaufnahmen könnten, wenn
nur in geringerem Maße, erforderlich werden.

Im Bereich der Wasserversorgung wird nach Aufbrauchen der Gebührenausgleichsrückstellun-
gen eine neue Gebührenkalkulation unumgänglich.

Zur Finanzierung des künftigen Investitionsbedarfs ist zusätzlich von Darlehensaufnahmen aus-
zugehen.

Der Fährbetrieb wird weiterhin Fehlbeträge erwirtschaften, die durch Schwankungen in den zu
erzielenden Einnahmen beeinflusst werden. Durch den bestehenden steuerlichen Querverbund
mit der Wasserversorgung kann zusätzlich eine geringe finanzielle Entlastung erzielt werden.
Zusätzlich sind höhere Einnahmen durch die geplante Tariferhöhung zu erwarten.

Für den Betriebszweig Bauhof wird erneut volle Kostendeckung angestrebt.

Seligenstadt, den 21. Dezember 2023

gez. Patrick Herbert gez. Stefan Falter
Kaufmännischer Betriebsleiter Technischer Betriebsleiter



Betrag
insgesamt

Verwaltung und
Vertrieb

Wasser-
versorgung Mainfähre

Abwasser-
beseitigung Bauhof

Aktivierte Eigen-
leistungen

 1. Materialaufwand EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR
a) Bezug von Fremden 2.572.303,78 0,00 677.656,93 32.258,87 1.395.030,64 467.357,34 0,00
b) Bezug von Betriebszweigen 247.098,17 10.182,12 159.186,68 10.412,72 67.316,65 0,00 0,00

 2. Löhne und Gehälter 2.469.102,20 246.443,25 202.618,69 166.074,92 216.083,40 1.598.596,54 39.285,40
 3. Soziale Abgaben 540.001,21 52.388,61 51.798,57 35.710,99 45.952,43 354.150,61 0,00
 4. Aufwendungen für Altersversorgung

und für Unterstützung 201.917,81 19.730,64 19.838,50 12.854,54 17.997,24 131.496,89 0,00
 5. Abschreibungen 2.025.658,61 33.037,35 259.389,12 23.329,00 1.464.918,85 244.984,29 0,00
 6. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 61.823,36 118,74 6.505,76 25,00 53.832,68 1.341,18 0,00
 7. Steuern 9.361,65 2.552,89 641,65 0,00 141,65 6.025,46 0,00
 8. Konzessions- und Wegeentgelte 54.978,14 0,00 49.515,35 5.462,79 0,00 0,00 0,00
 9. Andere betriebliche Aufwendungen 632.324,56 104.914,98 125.591,58 22.972,90 194.784,85 184.060,25 0,00
10. Summe 1-9 8.814.569,49 469.368,58 1.552.742,83 309.101,73 3.456.058,39 2.988.012,56 39.285,40
11. Umlage der Zurechnung (+) 469.368,58 0,00 159.585,32 37.549,49 187.747,44 84.486,33 0,00

Spalte 3 Abgabe (./.) -469.368,58 -469.368,58 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
12. Leistungsausgleich Zurechnung (+) 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

der Aufwandsbereiche Abgabe (./.) 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
13. Aufwendungen 1-12 8.814.569,49 0,00 1.712.328,15 346.651,22 3.643.805,83 3.072.498,89 39.285,40
14. Betriebserträge

a) nach der G. u. V.-Rechnung
Umsatzerlöse 9.016.249,03 0,00 1.815.330,63 116.470,84 4.363.644,22 2.720.803,34 0,00
Aktivierte Eigenleistungen 39.285,40 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 39.285,40
Sonstige betriebliche Erträge 77.802,75 0,00 11.803,01 0,00 3.108,91 62.890,83 0,00

b) aus Lieferungen an andere Betriebszweige 247.098,17 0,00 0,00 0,00 0,00 247.098,17 0,00
15. Betriebserträge insgesamt 9.380.435,35 0,00 1.827.133,64 116.470,84 4.366.753,13 3.030.792,34 39.285,40
16. Betriebsergebnis 565.865,86 0,00 114.805,49 -230.180,38 722.947,30 -41.706,55 0,00
17. Finanzerträge 319,32 0,00 319,32 0,00 0,00 0,00 0,00
18. Unternehmensergebnis 566.185,18 0,00 115.124,81 -230.180,38 722.947,30 -41.706,55 0,00

Aufteilungsschlüssel 34% 8% 40% 18%

Aufwendungen nach Bereichen/
nach Aufwandsarten

Stadtwerke Seligenstadt
Jahresabschluss zum 31. Dezember 2022

Erfolgsübersicht - nach Bereichen gegliedert - für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2022
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Stadtwerke Seligenstadt
Seligenstadt
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1. Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung sowie individuali-
sierte Offenlegung der Organbezüge

a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan für
die Geschäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Gibt es darüber hinaus
schriftliche Weisungen des Überwachungsorgans zur Organisation für die Geschäfts-
sowie ggf. für die Konzernleitung (Geschäftsanweisung)? Entsprechen diese Rege-
lungen den Bedürfnissen des Unternehmens bzw. des Konzerns?

Es gibt eine Geschäftsordnung für die Betriebskommission und eine Geschäfts-
ordnung für die Betriebsleitung, die jeweils den Bedürfnissen des Betriebs angepasst
sind. Die Geschäftsverteilung zwischen den beiden Betriebsleitern ist in der
Geschäftsordnung der Betriebsleitung geregelt. Die Geschäftsverteilung zwischen
Betriebskommission und Betriebsleitung ist außerdem in Satzung und Eigenbetriebs-
gesetz sachgerecht geregelt.

b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und
wurden Niederschriften hierüber erstellt?

Im Berichtsjahr fanden sechs Sitzungen der Betriebskommission, zwei Sitzungen des
Magistrats und eine Sitzung der Stadtverordnetenversammlung mit Bezug auf den
Eigenbetrieb statt. Über sämtliche Sitzungen wurden Niederschriften erstellt.

c) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i. S. d. § 125 Abs. 1 Satz 5
AktG sind die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig?

Die Mitglieder der Betriebsleitung sind auskunftsgemäß nicht in Aufsichtsräten oder
anderen Kontrollgremien i. S. d. § 125 Abs. 1 AktG tätig.

d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan)
individualisiert im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses aufgeteilt
nach Fixum, erfolgsbezogenen Komponenten und Komponenten mit langfristiger
Anreizwirkung ausgewiesen? Falls nein, wie wird dies begründet?

Die Aufwandsentschädigungen an die Betriebskommission sind im Anhang ange-
geben. Da die Betriebsleitung nur aus zwei Personen besteht, wurde die Angabe über
die Gesamtbezüge der Betriebsleitung gem. § 286 Abs. 4 HGB unterlassen. Die
Vergütungen haben keine erfolgsbezogenen Komponenten bzw. Komponenten mit
langfristiger Anreizwirkung.
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2. Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen

a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisations-
plan, aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkeiten/Weisungs-
befugnisse ersichtlich sind? Erfolgt dessen regelmäßige Überprüfung?

Es gibt einen entsprechenden Organisationsplan, aus dem Organisationsaufbau,
Arbeitsbereiche und Zuständigkeiten/Weisungsbefugnisse ersichtlich sind. Organi-
sation und Zuständigkeiten sind der Betriebsgröße entsprechend geregelt.

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan ver-
fahren wird?

Im Rahmen der Abschlussprüfung haben wir keine Anhaltspunkte festgestellt, die
darauf hinweisen, dass nicht nach dem Organisationsplan verfahren wird.

c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und
dokumentiert?

Die Betriebsleitung hat keine eigenen Vorkehrungen zur Korruptionsprävention
ergriffen. Der Erlass des hessischen Ministeriums des Inneren und für Sport vom
15. Mai 2015 „Korruptionsvermeidung in hessischen Kommunalverwaltungen" wurde
von der Stadt in einer Dienstanweisung umgesetzt, die auch für den Eigenbetrieb gilt.

d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Entschei-
dungsprozesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, Personal-
wesen, Kreditaufnahme und -gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass
diese nicht eingehalten werden?

In der Satzung bzw. in den Geschäftsordnungen sind entsprechende Regelungen für
wesentliche Entscheidungsprozesse vorgesehen, an die die Organe gebunden sind.
Durch die Aufstellung des Wirtschaftsplanes wird ein Entscheidungsrahmen vorge-
geben. Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass diese Regelungen vom
Betrieb nicht eingehalten worden sind.
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e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z. B. Grundstücksver-
waltung, EDV)?

Verträge befinden sich grundsätzlich bei der Betriebsleitung in den jeweiligen
Vertragsordnern.

3. Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Controlling

a) Entspricht das Planungswesen - auch im Hinblick auf Planungshorizont und Fort-
schreibung der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge von
Projekten - den Bedürfnissen des Unternehmens?

Ein nach dem Eigenbetriebsgesetz vorgeschriebener Wirtschaftsplan mit Erfolgs- und
Vermögensplan sowie einem Stellen- und Finanzplan und einem Planungshorizont von
fünf Jahren liegt vor. Projekte, die in einem sachlichen und zeitlichen Zusammenhang
mit anderen Projekten stehen, sind als solche gekennzeichnet. Das Planungswesen
entspricht den Bedürfnissen des Betriebs.

b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht?

Planabweichungen werden unterjährig innerhalb der Quartalsberichte untersucht.
Außerdem erfolgt am Jahresende der Abgleich des Planansatzes mit den Ist-Zahlen.

c) Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe und
den besonderen Anforderungen des Unternehmens?

Das Rechnungswesen und die Kostenrechnung entsprechen der Größe und den
besonderen Anforderungen des Betriebs.

Durch die Umstellung der Hauptbuchhaltung auf das Buchhaltungssystem FINANZ+
zum 1. Januar 2022 entfällt im Berichtsjahr auch die manuelle Übernahme der in
FINANZ+ generierten und verwalteten offenen Gebührenforderungen aus den Ver-
brauchsabrechnungen der Bereiche Trinkwasserversorgung und Abwasserentsor-
gung in das Hauptbuch, das bis zum 31. Dezember 2021 mit der Buchhaltungssoft-
ware BAUMANN geführt worden ist.
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Die Kostenrechnung des Betriebs dient insbesondere auch der Kalkulation der
Gebühren (einschließlich Gebührennachkalkulation und der Ermittlung einer ggf.
nach § 10 Abs. 2 KAG resultierenden und im Jahresabschluss auszuweisenden
Kostenüberdeckung.

d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u. a. eine laufende Liqui-
ditätskontrolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet?

Die Bankkonten und die laufenden Kredite des Eigenbetriebs werden durch die Stadt-
kasse der Stadt Seligenstadt überwacht. Zudem erfolgt eine laufende Überwachung
durch die kaufmännische Betriebsleitung der Stadtwerke.

e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und haben
sich Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht einge-
halten worden sind?

Die Aufgaben im Sinne des Cash-Managements werden wie der gesamte Zahlungs-
verkehr von der Stadtkasse wahrgenommen.

f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt werden?
Ist durch das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende Forderungen
zeitnah und effektiv eingezogen werden?

Für die gebührenrechnenden Bereiche Wasserversorgung und Abwasserentsorgung
werden jährlich Gebührenbescheide erstellt. Die Abschlagszahlungen werden quar-
talsweise erhoben. Das Mahnwesen wird durch die Stadtkasse der Stadt Seligenstadt
durchgeführt. Darüber hinaus wird der Zahlungseingang auf Forderungen auskunfts-
gemäß in regelmäßigen Abständen durch die Betriebsleitung überwacht.

Im Bereich Bauhof werden im Wesentlichen Leistungen für die Stadt Seligenstadt
erbracht. Im Rahmen der Prüfung haben wir keine Hinweise darauf erhalten, dass
diese Leistungen nicht zeitnah in Rechnung gestellt worden sind.
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g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und
umfasst es alle wesentlichen Unternehmens-/Konzernbereiche?

Es besteht kein zentrales Controlling. Einzelne Controllingaufgaben werden derzeit
durch die Betriebsleitung und die Bauhofleitung sowie das Bauhofbüro im Rahmen
der Analyse eines Vergleichs mit dem Wirtschaftsplan wahrgenommen.

h) Ermöglichen das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder Über-
wachung der Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine wesentliche
Beteiligung besteht?

Die Überwachung der Beteiligung am Abwasserverband Schleifbach erfolgt durch die
Stadt Seligenstadt selbst.

4. Risikofrüherkennungssystem

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale definiert
und Maßnahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig
erkannt werden können?

Die Betriebsleitung hat Maßnahmen im Rahmen eines Risikoberichts definiert, die es
ermöglichen, bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig zu erkennen. Hierfür wurde
eine Risikomatrix erstellt, mit Hilfe derer die Risiken erfasst und bewertet werden und
die eine Beschreibung der möglichen Gegenmaßnahmen enthält.

b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen?
Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt
werden?

Ja, die Maßnahmen können als ausreichend erachtet werden. Anhaltspunkte
bezüglich einer Nichtdurchführung vorgesehener Maßnahmen haben sich im Laufe
unserer Prüfung nicht ergeben.

c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert?

Die Risiken, deren Konsequenzen und die zu ergreifende Maßnahmen sind in Form
einer Risikomatrix ausreichend dokumentiert.
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d) Werden die Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch mit
dem aktuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und Funktionen
abgestimmt und angepasst?

Die Risikomatrix, in der die Risiken sowie die Gegenmaßnahmen dokumentiert wer-
den, wird regelmäßig aktualisiert.

5. Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate

Der Fragenkreis ist nicht anwendbar, da der Betrieb solche Instrumente nicht
einsetzt.

6. Interne Revision

a) Gibt es eine den Bedürfnissen des Unternehmens/Konzerns entsprechende Interne
Revision/Konzernrevision? Besteht diese als eigenständige Stelle oder wird diese
Funktion durch eine andere Stelle (ggf. welche?) wahrgenommen?

Eine interne Revision besteht nicht. Die Kasse der Stadtwerke Seligenstadt wird im
Rahmen der Prüfung der Stadtkasse nach der HGO als „Abteilung“ der Stadt von der
Revision des Landkreises Offenbach mitgeprüft.

b) Wie ist die Anbindung der Internen Revision/Konzernrevision im Unternehmen/
Konzern? Besteht bei ihrer Tätigkeit die Gefahr von Interessenkonflikten?

Die Gefahr von Interessenskonflikten in Bezug auf die Prüfung der Kasse besteht
nicht. Im Übrigen verweisen wir auf unsere Ausführungen zu Antwort a).

c) Welches waren die wesentlichen Tätigkeitsschwerpunkte der Internen Revision/
Konzernrevision im Wirtschaftsjahr? Wurde auch geprüft, ob wesentlich miteinander
unvereinbare Funktionen (z. B. Trennung von Anweisung und Vollzug) organisa-
torisch getrennt sind? Wann hat die Interne Revision das letzte Mal über Korruptions-
prävention berichtet? Liegen hierüber schriftliche Revisionsberichte vor?

Es besteht keine Interne Revision, daher ist die Frage nicht anwendbar.
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d) Hat die Interne Revision ihre Prüfungsschwerpunkte mit dem Abschlussprüfer abge-
stimmt?

Entfällt, siehe Antwort c).

e) Hat die Interne Revision/Konzernrevision bemerkenswerte Mängel aufgedeckt und
um welche handelt es sich?

Entfällt, siehe Antwort c).

f) Welche Konsequenzen werden aus den Feststellungen und Empfehlungen der
Internen Revision/Konzernrevision gezogen und wie kontrolliert die Interne Revision/
Konzernrevision die Umsetzung ihrer Empfehlungen?

Entfällt, siehe Antwort c).

7. Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Gesetz, Satzung,
Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des
Überwachungsorgans

a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Über-
wachungsorgans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen
nicht eingeholt worden ist?

Im Rahmen unserer Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte dafür ergeben, dass die
vorherige erforderliche Zustimmung zu Rechtsgeschäften und Maßnahmen bei der
Betriebskommission bzw. Stadtverordnetenversammlung nicht eingeholt worden ist.

b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Über-
wachungsorgans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt?

Solche Geschäftsvorfälle lagen im Berichtsjahr nicht vor.
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c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger Maß-
nahmen ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen
vorgenommen worden sind (z. B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)?

Im Rahmen unserer Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte dafür ergeben, dass
anstelle zustimmungspflichtiger Maßnahmen ähnliche, aber nicht zustimmungs-
pflichtige Maßnahmen vorgenommen worden sind.

d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht mit
Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden
Beschlüssen des Überwachungsorgans übereinstimmen?

Im Rahmen unserer Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte dafür ergeben, dass die
Geschäfte und Maßnahmen des Betriebs nicht mit Gesetz, Satzung, Geschäftsord-
nung, Geschäftsanweisung oder bindenden Beschlüssen des Überwachungsorgans
übereinstimmen.

8. Durchführung von Investitionen

a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen,
immaterielle Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung auf
Rentabilität/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft?

Ja, die Investitionen werden im Rahmen des Wirtschaftsplans geplant. Eine Prüfung
der Rentabilität, Finanzierbarkeit und Risiken wird vorgenommen. Zudem müssen
alle Investitionen von der Betriebskommission genehmigt werden.

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preiser-
mittlung nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des Preises
zu ermöglichen (z. B. bei Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken oder Beteili-
gungen)?

Es haben sich keine Anhaltspunkte dafür ergeben, dass die zur Verfügung stehenden
Unterlagen zur Preisermittlung nicht ausreichend waren, um die Angemessenheit des
angebotenen Preises zu beurteilen.
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c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen laufend
überwacht und Abweichungen untersucht?

Auskunftsgemäß werden die Investitionen überwacht. Anschaffungen müssen von
der Betriebskommission genehmigt werden. Außerdem werden im Rahmen der
Erstellung der Quartalsberichte vierteljährlich Soll-Ist-Vergleiche aufgestellt.

d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen
ergeben? Wenn ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen?

Auskunftsgemäß hat es keine wesentlichen Überschreitungen bei abgeschlossenen
Investitionen gegeben. Im Rahmen unserer Prüfung haben wir keine gegenteiligen
Feststellungen getroffen.

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge nach
Ausschöpfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden?

Im Rahmen unserer Prüfung haben sich keine entsprechenden Anhaltspunkte erge-
ben.

9. Vergaberegelungen

a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen
(z. B. VOB, VOL, VOF, EU-Regelungen) ergeben?

Im Rahmen unserer Prüfung haben wir keine Anhaltspunkte festgestellt, die auf
offenkundige Verstöße gegen Vergaberegelungen schließen lassen.

b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurrenz-
angebote (z. B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt?

Es haben sich keine entgegenstehenden Anhaltspunkte ergeben.
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10. Berichterstattung an das Überwachungsorgan

a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet?

Es erfolgen vierteljährlich schriftliche Berichte in Form der Quartalsberichte sowie
darüber hinaus mündliche Berichterstattungen im Rahmen jeder Betriebskommissi-
onssitzung.

b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des
Unternehmens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/Konzernbereiche?

Die Quartalsberichte stellen die Entwicklung des Betriebs getrennt nach den einzel-
nen Betriebsbereichen (Wasserversorgung, Mainfähre, Abwasserbeseitigung und
Bauhof) dar und beinhalten u. a. Mengen- und Aufwandsstatistiken zum Wasserbe-
zug, Mengen- und Erlösstatistiken zum Fährbetrieb, Erläuterungen zu Baumaßnah-
men inkl. Auftragsvergaben sowie zu den Erlösen des Bauhofs und der internen
Leistungsverrechnung.

Unseres Erachtens ist die Berichterstattung grundsätzlich geeignet, einen zutreffen-
den Einblick in die wirtschaftliche Lage des Betriebs zu vermitteln, da insbesondere
im Rahmen der Betriebskommissionssitzungen über alle wesentlichen Entwicklungen
des Betriebs (mündlich) berichtet wird.

Die Quartalsberichte betrachten hingegen nur einzelne Betriebszweige und beinhal-
ten zu den dargestellten Betriebszweigen außerdem nur ausgewählte Informationen,
die nicht weitgehend genug sind, um einen umfassenden Eindruck von der Entwick-
lung des gesamten Betriebs zu vermitteln. So enthalten die Quartalsberichte bei-
spielsweise keine Darstellung der Quartals-Gewinn- und Verlustrechnung des
gesamten Betriebs. Auskunftsgemäß ist im Wirtschaftsjahr 2023 eine Anpassung des
Controllings inklusive Überarbeitung der Controlling- bzw. Quartalsberichte erfolgt.
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c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und
zeitnah unterrichtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht
ordnungsgemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen
oder wesentliche Unterlassungen vor und wurde hierüber berichtet?

Wesentliche Vorgänge, über die das Überwachungsorgan zu unterrichten war, lagen
im Berichtsjahr auskunftsgemäß nicht vor. Anhaltspunkte für das Vorliegen unge-
wöhnlicher, risikoreicher oder nicht ordnungsgemäß abgewickelter Geschäftsvorfälle
sowie erkennbare Fehldispositionen und wesentliche Unterlassungen haben wir nicht
festgestellt.

d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Konzernleitung dem Überwachungsorgan auf
dessen besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)?

Im Berichtsjahr ist kein Bericht auf besonderen Wunsch der Betriebskommission
vorgelegt worden.

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z. B. nach § 90 AktG
oder unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend war?

Aus der Durchsicht der Niederschriften zu den Sitzungen der Betriebskommission im
Berichtsjahr haben sich keine Anhaltspunkte dafür ergeben, dass die Berichterstat-
tung nicht ausreichend war.

f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt vereinbart?
Wurden Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Überwachungsorgan
erörtert?

Eine D&O-Versicherung gibt es nicht.

g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Über-
wachungsorgans gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwachungsorgan
offengelegt worden?

Im Berichtsjahr sind der Betriebsleitung keine Interessenkonflikte in Bezug auf die
Mitglieder der Betriebsleitung und der Betriebskommission gemeldet worden.
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11. Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven

a) Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen?

Offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen haben wir im Rahmen unserer
Prüfung nicht festgestellt.

b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig?

Die Bestände sind weder auffallend hoch noch auffallend niedrig.

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich zu
den bilanziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der Ver-
mögensgegenstände wesentlich beeinflusst wird?

Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass in den Vermögensgegenständen
des Betriebs stille Lasten oder Reserven enthalten sind, die die Vermögenslage des
Betriebs wesentlich beeinflussen. Bei dem vom Betrieb vorgehaltenen Vermögen
handelt es sich im Wesentlichen um Anlagen und Betriebsmittel, die ausschließlich
der gemäß Betriebssatzung übertragenen Aufgabenerfüllung dienen.

12. Finanzierung

a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquellen
zusammen? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen Inves-
titionsverpflichtungen finanziert werden?

Die wirtschaftliche Eigenkapitalquote der Stadtwerke Seligenstadt beträgt zum
Bilanzstichtag 81,9 %. Die Fremdkapitalquote von 18,1 % entfällt mit 10,3 % auf lang-
fristiges Fremdkapital und mit 7,8 % auf kurzfristiges Fremdkapital.

Zum Abschlussstichtag bestehen Investitionsverpflichtungen in Höhe von
1.050 TEUR für Baumaßnahmen der Wasserversorgung und 1.130 TEUR für Bau-
maßnahmen der Abwasserbeseitigung, die durch den Cashflow aus der laufenden
Geschäftstätigkeit bzw. durch Darlehensaufnahmen finanziert werden sollen.
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b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der
Kreditaufnahmen wesentlicher Konzerngesellschaften?

Die Frage ist nicht einschlägig, da kein Konzern vorliegt.

c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel einschließlich Garan-
tien der öffentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die
damit verbundenen Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet
wurden?

Im Berichtsjahr erhielten die Stadtwerke Seligenstadt auskunftsgemäß keine Finanz-
oder Fördermittel, die mit Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers verbunden
waren.

13. Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung

a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapital-
ausstattung?

Der Betrieb verfügt über ein bilanzielles Eigenkapital von insgesamt 28.950 TEUR
(Vorjahr 28.170 TEUR) und im Verhältnis der Bilanzsumme über eine Eigenkapital-
quote von 75,8 % (Vorjahr 74,4 %). Unter Einbeziehung der Sonderposten für
Investitionszuschüsse ergibt sich eine wirtschaftliche Eigenkapitalquote von 81,9 %
(Vorjahr 81,2 %). Finanzierungsprobleme aufgrund einer zu niedrigen Eigenkapital-
quote bestehen unseres Erachtens nicht.

b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung) mit
der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar?

Der Betrieb hat im Wirtschaftsjahr 2022 einen Jahresüberschuss von 566 TEUR
erwirtschaftet. Hiervon entfallen 723 TEUR auf den Betriebszweig Abwasserbeseiti-
gung und 115 TEUR auf den Betriebszweig Wasserversorgung. Die Betriebszweige
Bauhof und Mainfähre schließen das Berichtsjahr mit Fehlbeträgen in Höhe von
-42 TEUR (Bauhof) und -230 TEUR (Mainfähre) ab.

Auf Vorschlag der Betriebsleitung sollen die Jahresüberschüsse der Betriebszweige
Abwasserbeseitigung und Wasserversorgung den zweckgebundenen Rücklagen
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zugeführt werden. Der Jahresfehlbetrag des Betriebszweigs Bauhof soll durch Ent-
nahmen aus den zweckgebundenen Rücklagen gedeckt werden. Der Fehlbetrag des
Betriebszweigs Mainfähre soll in Höhe von 198 TEUR durch Zuführungen der Stadt
und mit 32 TEUR durch Entnahmen aus den zweckgebundenen Rücklagen ausge-
glichen werden.

Der Gewinnverwendungsvorschlag ist mit der wirtschaftlichen Lage des Betriebs
vereinbar.

14. Rentabilität/Wirtschaftlichkeit

a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach Segmenten/
Konzernunternehmen zusammen?

Zur Zusammensetzung des Betriebsergebnisses nach Betriebszweigen verweisen
wir auf Anlage 5.

b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt?

Das Jahresergebnis des Betriebs ist nicht entscheidend von einmaligen Vorgängen
geprägt.

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere Leistungs-
beziehungen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaftern ein-
deutig zu unangemessenen Konditionen vorgenommen werden?

Im Rahmen unserer Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte dafür ergeben, dass die
zwischen der Stadt Seligenstadt und dem Betrieb bestehenden Leistungsbezie-
hungen eindeutig zu unangemessenen Konditionen vorgenommen werden.

d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet?

Im Bereich Wasserversorgung konnte die Konzessionsabgabe unter Berücksichti-
gung der steuerrechtlichen Mindestgewinnvorschriften nur anteilig geleistet werden.
Eine Nachholung in den Folgejahren ist möglich. Im Bereich Mainfähre ist die
Konzessionsabgabe in vollem Umfang (5 % der Einnahmen) an die Stadt abgeführt
worden.
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15. Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen

a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von
Bedeutung waren, und was waren die Ursachen der Verluste?

Der Betriebszweig Mainfähre ist mit einem Jahresfehlbetrag von -230 TEUR (Vorjahr
-242 TEUR) strukturell defizitär. Ursache des Verlustes ist, dass aufgrund des sehr
personalintensiven Fährbetriebs eine Kostendeckung nicht erreicht werden kann. Der
Jahresfehlbetrag ist etwas geringer als im Vorjahr.

Auch der Bauhof hat im Berichtsjahr einen Jahresfehlbetrag von -42 TEUR erzielt.
Ursächlich hierfür sind insbesondere im Vergleich zum Vorjahr höhere Personalkos-
ten und Abschreibungen, die nicht durch entsprechend höhere Umsatzerlöse kom-
pensiert werden konnten.

b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um welche
Maßnahmen handelt es sich?

Die Ergebnislage der Mainfähre ist trotz aller bisher ergriffenen Maßnahmen weiter
defizitär, weil aufgrund der strukturellen Gegebenheiten die Erlöse nicht ausreichen,
um die gesamten Kosten decken zu können. Die Fehlbeträge werden durch Entnah-
men des Steuervorteils aus dem steuerlichen Querverbund der Betriebszweige Main-
fähre und Wasserversorgung aus der zweckgebundenen Rücklage der Wasserver-
sorgung sowie durch Zuführungen der Stadt Seligenstadt abgedeckt.

Der Betriebszweig Bauhof erwirtschaftet regelmäßig Jahresüberschüsse, weswegen
es bislang nicht erforderlich gewesen ist, Maßnahmen zur Begrenzung von Verlusten
zu ergreifen. Zu den Ursachen des Fehlbetrags im Berichtsjahr verweisen wir auf die
Ausführungen unter Punkt a). Für das Wirtschaftsjahr 2023 wird wieder ein positives
Ergebnis erwartet.
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16. Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Verbesserung der
Ertragslage

a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages?

Insgesamt liegt für den Eigenbetrieb ein Jahresüberschuss vor. Die Betriebszweige
Mainfähre und Bauhof haben im Berichtsjahr Fehlbeträge erzielt. Zu den Ursachen
der Verluste verweisen wir auf die Ausführungen unter Punkt a) im Fragenkreis 15.

b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragslage
des Unternehmens zu verbessern?

Hinsichtlich der Begrenzung von Verlusten in dem defizitären Betriebszweig Main-
fähre verweisen wir auf unsere Ausführungen zu Frage 15 b).

In den Gebührenbereichen Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung sind die
Gebühren in Anwendung des § 10 Abs. 1 S. 2 KAG so zu bemessen, dass die Kosten
gedeckt werden, wobei auch eine angemessene Verzinsung des Anlagekapitals zu
berücksichtigen ist. Sofern sich im Zuge der Nachkalkulationen Kostenunterdeckun-
gen ergeben, sollen diese nach § 10 Abs. 2 S. 7 KAG innerhalb der nächsten fünf
Jahre ausgeglichen werden. Ein solcher Ausgleich von Kostenunterdeckungen führt
zu höheren Gebühreneinnahmen und kann somit zu einer Verbesserung der Ertrags-
lage beitragen.



Allgemeine Auftragsbedingungen
für

Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften
vom 1. Januar 2017

1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschaftsprüfern 
oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften (im Nachstehenden zusammenfas-
send „Wirtschaftsprüfer“ genannt) und ihren Auftraggebern über Prüfungen, 
Steuerberatung, Beratungen in wirtschaftlichen Angelegenheiten und sonsti-
ge Aufträge, soweit nicht etwas anderes ausdrücklich schriftlich vereinbart 
oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist.

(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies ausdrücklich vereinbart 
ist oder sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf
solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten
gegenüber.

2. Umfang und Ausführung des Auftrags

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein bestimm-
ter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsätzen ordnungs-
mäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer übernimmt im 
Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben der Geschäftsfüh-
rung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder Umsetzung der Ergebnis-
se seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, 
sich zur Durchführung des Auftrags sachverständiger Personen zu bedienen.

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf – außer bei betriebs-
wirtschaftlichen Prüfungen – der ausdrücklichen schriftlichen Vereinbarung.

(3) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschließenden 
beruflichen Äußerung, so ist der Wirtschaftsprüfer nicht verpflichtet, den 
Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen 
hinzuweisen.

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer alle für 
die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weiteren Informa-
tionen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vorgängen und 
Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung des Auftrags von 
Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterlagen und weiteren 
Informationen, Vorgänge und Umstände, die erst während der Tätigkeit des 
Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftraggeber wird dem Wirtschafts-
prüfer geeignete Auskunftspersonen benennen.

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Vollstän-
digkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen sowie der
gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirtschaftsprüfer formu-
lierten schriftlichen Erklärung zu bestätigen.

4. Sicherung der Unabhängigkeit

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit der
Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer des 
Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder Über-
nahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene Rech-
nung zu übernehmen.

(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirtschafts-
prüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netzwerkunter-
nehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf die die Unab-
hängigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden wie auf den 
Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beeinträchtigen, ist der 
Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des Auftrags berechtigt.

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte

Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des 
Auftrags schriftlich darzustellen hat, ist alleine diese schriftliche Darstellung
maßgebend. Entwürfe schriftlicher Darstellungen sind unverbindlich. Sofern 
nicht anders vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des 
Wirtschaftsprüfers nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich bestätigt werden. 
Erklärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten 
Auftrags sind stets unverbindlich.

6. Weitergabe einer beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers

(1) Die Weitergabe beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers (Arbeits-
ergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen – sei es im Entwurf oder in
der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden des Wirtschafts-
prüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der schriftlichen Zustim-
mung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der Auftraggeber ist zur Weiter-
gabe oder Information aufgrund eines Gesetzes oder einer behördlichen 
Anordnung verpflichtet.

(2) Die Verwendung beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers und die 
Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auftragge-
ber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig.

7. Mängelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfüllung 
durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. unbe-
rechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfül-
lung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurücktreten; ist der 
Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann der Auftraggeber
wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktreten, wenn die erbrach-
te Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, Unzumutbarkeit oder
Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Interesse ist. Soweit darüber 
hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt Nr. 9.

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Mängeln muss vom Auftraggeber 
unverzüglich in Textform geltend gemacht werden. Ansprüche nach Abs. 1, 
die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, verjähren nach Ablauf 
eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn.

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und
formelle Mängel, die in einer beruflichen Äußerung (Bericht, Gutachten und 
dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom Wirt-
schaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die 
geeignet sind, in der beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers enthaltene 
Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äußerung auch Dritten 
gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fällen ist der Auftragge-
ber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören.

8. Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 HGB, 
§ 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, über Tatsachen und Umstände, die ihm
bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden, Stillschweigen zu 
bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht
entbindet.

(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezogenen 
Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Datenschutz
beachten.

9. Haftung

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, insbe-
sondere Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen Haf-
tungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des § 323 
Abs. 2 HGB.

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung findet
noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschränkung besteht, ist die Haftung 
des Wirtschaftsprüfers für Schadensersatzansprüche jeder Art, mit Ausnah-
me von Schäden aus der Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit, 
sowie von Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1 
ProdHaftG begründen, bei einem fahrlässig verursachten einzelnen Scha-
densfall gemäß § 54a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt.

(3) Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit dem Auf-
traggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten zu.

(4) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer 
bestehenden Vertragsverhältnis Ansprüche aus einer fahrlässigen Pflichtver-
letzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag 
für die betreffenden Ansprüche aller Anspruchsteller insgesamt.
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(5) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2 ist auch bezüglich eines 
aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens
gegeben. Der einzelne Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer Pflicht-
verletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren 
aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf
gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als
einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten mitei-
nander in rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In
diesem Fall kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in 
Anspruch genommen werden. Die Begrenzung auf das Fünffache der Min-
destversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen Pflicht-
prüfungen.

(6) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs
Monaten nach der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben
wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht
für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zurückzufüh-
ren sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Körper oder 
Gesundheit sowie bei Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 
1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung geltend zu
machen, bleibt unberührt.

10. Ergänzende Bestimmungen für Prüfungsaufträge

(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer 
geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder 
Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden.

Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist ein 
Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im Lage-
bericht oder an anderer für die Öffentlichkeit bestimmter Stelle nur mit schrift-
licher Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und mit dem von ihm genehmigten 
Wortlaut zulässig.

(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der 
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber 
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des 
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben.

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weitere 
Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

11. Ergänzende Bestimmungen für Hilfeleistung in Steuersachen

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuerli-
chen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber
genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollstän-
dig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er hat jedoch 
den Auftraggeber auf von ihm festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen.

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu 
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftragge-
ber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen 
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass
dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung 
steht.

(3) Mangels einer anderweitigen schriftlichen Vereinbarung umfasst die
laufende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkei-
ten:

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommensteuer, 
Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer sowie der Vermögensteuererklä-
rungen, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden Jahres-
abschlüsse und sonstiger für die Besteuerung erforderlicher Aufstellungen 
und Nachweise

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern

c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 
unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 
Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der
unter a) genannten Steuern.

Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die 
wesentliche veröffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung.

(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein Pau-
schalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die
unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert zu honorie-
ren.

(5) Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuerbera-
tervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwenden ist,
kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in Textform 
vereinbart werden.

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Körper-
schaftsteuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und Vermögensteuer sowie 
aller Fragen der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben
erfolgt auf Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf
dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Grunderwerbsteuer,

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der Fi-
nanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,

c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit Um-
wandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung, Eintritt und
Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, Liquidation und 
dergleichen und

d) die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten.

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als 
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung 
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle
in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen wahrge-
nommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung der Unter-
lagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht übernommen.

12. Elektronische Kommunikation

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber 
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunikation
per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen stellt, wie 
etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den Wirt-
schaftsprüfer entsprechend in Textform informieren.

13. Vergütung

(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforderung
Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zusätzlich 
berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und Auslagen-
ersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befrie-
digung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber haften als 
Gesamtschuldner.

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen
Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur
mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig.

14. Streitschlichtungen

Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer 
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbeile-
gungsgesetzes teilzunehmen.

15. Anzuwendendes Recht

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden An-
sprüche gilt nur deutsches Recht.
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Stand: 1. Oktober 2020

B e s o n d e r e    A u f t r a g s b e d i n g u n g e n
P K F Fasselt Partnerschaft mbB

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft Rechtsanwälte

Präambel

Diese Besonderen Auftragsbedingungen der PKF Fasselt Partnerschaft mbB
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft Rechtsanwälte (nachstehend als
PKF bezeichnet) modifizieren die vom Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V.
publizierten Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaften vom 1. Januar 2017 (IDW AAB).

Aus berufsrechtlichen Gründen modifiziert PKF die in den IDW AAB enthaltenen
Haftungsregelungen für Leistungen, auf welche weder eine gesetzliche noch eine
einzelvertragliche Haftungsbeschränkung Anwendung findet, indem zugunsten der
Auftraggeber der Haftungshöchstbetrag auf 10 Mio. EUR für Einzelschäden bzw. 12,5 Mio.
EUR für Serienschäden erhöht und der Haftungsmaßstab auf einfache Fahrlässigkeit
ausgeweitet wird.

Dazu wird Ziffer 9. „Haftung“ der IDW AAB aufgehoben und durch die nachfolgenden Regelungen
ersetzt:

Haftung von PKF

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, insbesondere Prüfungen,
gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen Haftungsbeschränkungen, insbesondere die
Haftungsbeschränkung des § 323 Abs. 2 HGB.

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung findet noch eine
einzelvertragliche Haftungsbeschränkung besteht, ist die Haftung von PKF für
Schadenersatzansprüche jeder Art, mit Ausnahme von Schäden aus der Verletzung von Leben,
Körper und Gesundheit sowie von Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1
ProdHaftG begründen, bei einem durch einfache Fahrlässigkeit verursachten einzelnen
Schadensfall gem. § 52 Abs. 1 Nr. 2 BRAO auf 10 Mio. EUR beschränkt.

(3) Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit dem Auftraggeber stehen PKF
auch gegenüber Dritten zu.

(4) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit PKF bestehenden Vertragsverhältnis Ansprüche
aus einer durch einfache Fahrlässigkeit verursachten Pflichtverletzung durch PKF her, gilt der in
Abs. 2 genannte Höchstbetrag für die betreffenden Ansprüche aller Anspruchsteller insgesamt.

(5) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2 ist auch bezüglich eines aus mehreren
Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens gegeben. Der einzelne Schadensfall
umfasst sämtliche Folgen einer Pflichtverletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in einem
oder in mehreren aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf
gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als einheitliche
Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten miteinander in rechtlichem oder
wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In diesem Fall kann PKF nur bis zur Höhe von
12,5 Mio. EUR in Anspruch genommen werden. Die Begrenzung auf das Fünffache der
Mindestversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen Pflichtprüfungen.

(6) Ein Schadenersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs Monaten nach der
schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben wird und der Auftraggeber auf diese
Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht für Schadenersatzansprüche, die auf vorsätzliches
Verhalten zurückzuführen sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Körper oder
Gesundheit sowie bei Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1 ProdHaftG
begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung geltend zu machen, bleibt unberührt.
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